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Vierteljährlicher Abonnements Preis Jnſerate für den Courier werden an0 wersfür Halle und unſere unmittelbaren genommen In Leipzig in derAbnehmer: 22 Sgr. Durch die reſp. Buchhandlung von H. Kirchner,Poſt Anſtalten überall nur: O Univerſitätsſtraße, Gewandhaus Nr. 4.Jn Magdeburg in der Creutz1

26 Sgr. ſchen Buchhandlung, Breiteweg No. 156.

Zeitung
und Land.

Halliſche
für Stadt

Jn der Erpedition des Couriers. Redakteur Dr. Schadeberg.

M 75. Halle, Freitag den 30. März 1849.Hierzu eine Beilage.
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Bei Ablauf des Vierteljahres wollen unſere geehrten Leſer ſich erinnern, daß die Praänumeration auf das zweite Quartal
dieſes Jahres, April bis Juni (mit 22 Sgr. bei unmittelbarer Abnahme von uns, mit 26 Sgr. bei Bezug durch die Kö
nigl. Poſtanſtalten) noch vor Ende dieſes Monats zu entrichten iſt.

Ganz beſonders erſuchen wir unſere auswärtigen geehrten Leſer dies zu berückſichtigen und namentlich die Beſtellungen
bei den Königl. Poſtanſtalten ſo zeitig als möglich, jedenfalls aber noch in dieſem Monate, machen zu wollen.

Alle auf das allgemeine Jntereſſe Bezug habende Verfügungen und Bekanntmachungen des Königl. Wohlloöbl. Landraths-
Offisium des Saalkreiſes werden auch fernerhin durch unſer Blatt zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden.

Bei Beſtellung unſerer Zeitung wolle man den Titel derſelben

Der Courier, Halliſche Zeitung für Stadt und Land
gef. genau angeben, Briefe an unſere Expedition aber unter folgender Adreſſe:

„An die Expedition des Conriers (Schwetſchke)“
an uns gelangen laſſen.

Halle, den 18. März 1849. Expedition des Couriers.
Dentſehland. Der Abſchnitt der Reichsrath, iſt verworfen wor-

Verlin, d. 29. März. Der heutige Preußiſche den mit einer Mehrheit von 24 Stimmen, und das
Staats Anzeiger bringt folgende telegraphiſche De Wahlgeſetz nach den Beſchlüſſen der erſten Leſung, alſo

peſchen: einſchließlich der geheimen Stimmen, angenommen.Frankfurt a. M., d. 27. März, halb 7 Uhr Es iſt der Vorſchlag gemacht worden, daß morgen
Abends. Jn der heutigen Sitzung iſt das ſuspenſive Veto das Reichs -Oberhaupt gewählt werden ſoll.
auch für die Abänderungen in der Verfaſſung angenom Berlin, d. 27. März. Der Miniſter des Jnnern hat
men worden. Man ſtimmt ſo eben über das Reichs den Kammer- Mitgliedern nachſtehende Grundzüge der Ge
Oberhaupt ab ich werde das Reſultat noch heute Abend ſetz-Entwürfe zu der Gemeinde- Ordnung und der
melden. Kreis-, Bezirks- und Provinzial- Ordnung uüber-geben

Halb 9 Uhr Abends. Es iſt angenommen worden Seben: zJ. Allgemeine Grundlage. 1) Das Staatsgebiet zerfälltmit 279 gegen 255 Stimmen daß die Würde des Reichs in Provinzen Bezirke, Kreiſe und Gemeinden 2) Jedes Grundſtück

Oberhauptes einem der regierende 3 iber- gehört zu einer Gemeinde, jede Gemeinde zu einem Kreiſe (ein Kreisb p 9 den deutſchen Fürſten über kann aus einer Gemeinde beſtehen Stadtkreis), jeder Kreis zu einem

W r mit 267 gegen 263 Stimmen daß die d et zu einer W e nürde erblich iſt; ohne Sti J ichs- nicht beſteht Grundſtücke außer dem Gemeindeverbande; Stadte, dieOb ch ſt h Stimmenzählung, da das Reichs keinem Kreisverbande e 2c.) wird es bei Einfuhrung des Ge
e Titel Kaiſer der Deutſchen führen dürfe. ſetzes hergeſtellt. 3) Den errzäe Kreiſen, Bezirken 5

a u ends. Di jz zen ſteht die Selbſtverwaltung ihrer Angelegenheiten zu. as zu die85 e T Abend e Paragraphen 71 bis ſen Angelegenheiten zu rechnen iſt, beſtimmen die Geſetze. 4) Die
ind angenommen worden nach den Vorſchlägen des Selbſtverwaltung beruht weſentlich auf der Wahl der bveſchließenden

Verfaſſungs- Ausſchuſſes, j in Verſammlungen, namlich: des Gemeinderaths, gewählt durch die Gef ſſ g ſch ſſe jedoch der Paragraph 81 in meinde der Kreisverſammlungen, gewählt durch die Gemeinderaäthe der
der Faſſung der erſten Leſung. Provinzialverſammlungen, gewählt durch die Kreisverſammlungen, und
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Haushalts durch dieſe Verſammlungen welche in öffentlicher Sitzung
ihre Berathungen pflegen. 5) Kreisausſchüſſe und ezirksraäthe, ge
wahlt von den Kreis und Provinzialverſammlungen, unter dem Vor
ſitze der Landrathe und Regierungs Praſidenten, ſind die Aufſichtsbe
örden fur die Gemeindeverwaltung. Die Reſſorts dieſer Behördenund theils nach der Wichtigkeit der t theils nach der

Größe der Gemeinden geſchieden. 6) Die Geſetzgebung über die Ge-
meinden, Kreiſe, Bezirke und Provinzen gilt ohne Unterſchied für das
ganze Staatsgebiet.

u. Gemeinde-Ordnung. 1) Zu der Gemeinde gehören alle
Einwohner des Gemeindebezirks. Die bisherigen KlaſſenUnterſchiede
(Buürger, Schutzverwandte, Beiſaſſen 2c.) ſind aufgehoben. 2) Land und
Stadtgemeinden werden in dem Geſetze nicht als ſolche unterſchieden.
Verſchiedene Formen der Verfaſſung und Verwaltung
in einzelnen Punkten. 3) Jn mehreren Beziehungen iſt die Groöße,
die Seelenzahl die Zuſammenſetzung der Gemeinden für die Formen
der Verfaſſung und Verwaltung derſelben für die Zahl der Vertreter
und der Vorſtandsmitglieder, fur die AufſichtsJnſtanz und dergleichen
maßgebend. 4) Bei manchen Punkten ſind der Autonomie der Gemein-
den und der gewählten Aufſichtsbehörden nähere Feſtſetzungen überlaſ-
ſen. Arten der Gemeinden 5) Es ſoll dreierlei Arten von Ge-
meinden geben a) einfache für ſich beſtehende Gemeinden einfache
aber zu einem größeren Verbande (Sammtgemeinde) gehörende Gemein-
den, welche Einzelgemeinden genannt werden c) zuſammengeſetzte oder
Sammtgemeinden, aus mehreren Einzelgemeinden beſtehend. Nur die
veiden letzteren ſind unmittelbare Beſtandtheile des Kreisverbandes.
Die Unterſcheidung beruht auf der Alternative, ob eine Gemeinde dazu

eeignet iſt, die Zwecke des Gemeindeverbandes für ſich allein und voll-ſandig zu erfüllen oder nicht. Jn die erſte Kategorite (a) werden alle

Städte, vielleicht mit Ausnahme einiger kleinen Ackerſtädte, fallen. Zu
den Einzelgemeinden (b) werden die meiſten Landgemeinden gehoören.
Die Sammtgemeinden werden größtentheils den Umfang der rheiniſchen
Landbürgermeiſtereien haben und ſo zuſammengeſetzt ſein, daß ſie einen
Bürgermeiſter beſolden, und von dieſem die Geſchäfte der Polizeiver-
waltung und der örtlichen Staats Verwaltung beſorgt werden können.
Ein anderer Geſichtspunkt bei ihrer Zuſammenſetzung iſt die Bildung
hinlänglich großer Kommunalverbände für das Schul und Armenwe-
ſen, den Wegebau u. ſ. w. Gemeinſames für die verſchiedenen
Arten der Gemeinden. 6) Jede Gemeinde die für ſich beſtehende,
die Einzelgemeinde und die Sammtgemeinde) hat ihre beſondere Ver-
tretung und ihre beſondere Verwaltung. Die Vertretung der beiden
erſten Kategorien (Gemeinderath) wird von den Gemeindewählern aus
ihrer Mitte gewählt. Gemeindewähler. Gemeindewähler ſind alle
24jaährigen Einwohner, die ſich ſeit einem Jahre in der Gemeinde auf-
gehalten und eine eigene oder auf eigene Koſten gemiethete Wohnung
gehabt, keine Armen Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln empfangen
haben und ſich im Genuſſe der ſtaatsbürgerlichen Rechte befinden.
7) Die Gemeindewahler zerfallen in zwei Abtheilungen a) die Hochſt
veſteuerten, die übrigen Gemeindewähler. Vochſtbeſteuerte ſind die
jenigen, welche die Hälfte der Geſammtſumme der direkten Staats und
Communal- Abgaben zu entrichten haben. Jede Abtheilung wählt eine
Hälfte der Mitglieder des Gemeinderathes. Gemeinderath. 8) Die
Mitglieder des Gemeinderathes werden auf vier Jahre gewahlt, und
alle zwei Jahre zur Hälfte erneuert. Jhre Zahl richtet ſich nach der
Größe der Bevölkerung ſie würde für viele Städte kleiner ausfäallen,
als ſie nach den Beſtimmungen der Städteordnung von 1868 bisher
geweſen iſt. Dieſen Städten ſoll indeſſen die Beibehaltung der bis-
herigen Anzahl freigeſtellt werden. Daſſelbe gilt von dem Gemeinde
vorſtande. Gemeindevorſtand. 9) Der Gemeindevorſtand wird
von dem Gemeinderathe auf ſechs Jahre gewählt. Der Vorſitzende
(Bürgermeiſter) und die ſonſtigen beſoldeten Mitglieder können auf
längere Zeit gewählt werden. Von den unbeſoldeten ſcheidet alle drei
Jahre die Hälfte aus. Die Wahl der beſoldeten iſt nicht auf Einwoh-
ner der Gemeinde beſchränkt. Verhältniſſe der Gemeindebe-

öürden, 10) Die Verhaältniſſe der Gemeindevertretung (Bemeinderath)
ünd der Gemeindeverwaltung (Gemeindevorſtand) ſind nach dem Muſter

Der Skaädtebrdnung von 1808 feſtgeſtellt. Dieſes Geſetz hat überhaupt
bei allen weſentlichen Beſtimmungen des Entwurfes der Gemeinde-
Ordnung zum Anhalt gedient. Nur für die Einzelgemeinden und die
Sammtgemeinden, alſo für die ländlichen Kommünen, ſind einzelne ab
weichende Vorſchriften projectirt, namentlich folgende: Beſondere
Vorſchriften. a) Für die Einzelgemeinden. Der Gemeinde-
rath beſteht aus einer geren n n 4 bis 12; ebenſo der
Gemeindevorſtand in welchem dem Vorſteher (Schulzen) überall nur

beigegeben ſind. Der Gemeinderath hat keinen beſonderen

auf dem Rechte der Selbſtbeſteuerung und der a des eigenen

Vorſitzenden ſondern der Vorſteyer (Schulze) nimmt auch dieſe Stelle
ein. Der letztere iſt keine ſſelb re Polizeibehörde, ſondern nur
Organ und Hülfsbehörde des Bürgermeiſters der Sammtgemeinde. Die

Verwaltung der Einzelgemeinden wird von dem Bürgermeiſter beauf“
ſichtigt. Dieſer kann bei allen Angelegenheiten, und muß bei den Be
rathungen über den Haushalts Etat und die Rechnungen, den Vorſitz
im Gemeinderathe der Einzelngemeinden führen hat auch die Umlage
Rollen vollſtreckbar zu erklaren. Für die Sammtgemeinden.
Was zu den Angelegenheiten der Sammtgemeinde gehoört, und in wel
chem Verhältniſſe die Einzelgemeinden zu den gemeinſamen Bedürfniſſenbeizutragen haben, wird nach Vernehmen der Belhellngren von der Auf

ſichtsbehörde feſtgeſetzt. Die Vertretung der Sammtgemeinde der
Sammtgemeinderath) wird von den Gemeinderäthen der Einzelgemeinden
gewählt. Jede Gemeinde erhält wenigſtens einen Vertreter, die größe-
ren können mehrere Vertreter haben. Der Sammtgemeinderath wählt
den verwaltenden Bürgermeiſter, welcher zugleich Vorſitzender des
Sammtgemeinderathes iſt. Beſtätigung reſpektive Crnennung
der Verwaltungsvorſteher. 11) Die gewählten Verwaltungsvor-
ſteher ſämmtlicher Gemeinden (Bürgermeiſter, Gemeindevorſteher) bedür-
fen der Beſtätigung der Staatsregierung. Die Beſtätigung kann nur
nach Anhörung ver gewählten Aufſichtsbehörde verſagt werden. Jſt die
ſelbe zweimal verſagt, ſo ſteht der Staatsregierung das Ernennungs-
recht zu. Bei größeren Gemeinden (über 10,000 Einwoynern) geht die
Beſtätigung reſp. Ernennung vom Könige aus. Ortspolizei. 12) Die
Ortspolizei wird von den Bürgermeiſtern gehandhabt. Jn Bezug auf
das Recht der Gemeindebehörden ortspolizeiliche Verordnungen zu
erlaſſen kommen die darauf bezüglichen Geſetze zur Anwendung.
Die Ergänzung derſelben, namentlich für die öſtlichen Provinzen,
bleibt eine beſondere Aufgabe der Geſetzgebung. Gehälter und Pen-
ſionen der Bürgermeiſter. Die Bürgermeiſter haben Anſpruch
auf Beſoldung und Penſion. Die letztere iſt in ähnlicher Weiſe wie
in den beiden Staädte- Ordnungen beſtimmt. Die Normalbeſoldungsſätze
werden von der Auffichtsbehörde feſtgeſetzt. Gemeindehaushalt.
13) Die Haushaltsetats und die Rechnungen werden von dem Gemeinde
rathe feſtgeſetzt, nachdem ſie vorher veröffentlicht worden ſind. Alle Ein
wohner ſind zur Theilnahme an den Gemeindelaſten verpflichtet auch Aus-
wärtige werden für ihren Grundbeſitz oder Gewerbsbetrieb in der Gemeinde
zu Beiträgen herangezogen. Alle perſönlichen und nichtperſönlichen Be
freiungen ſind ohne Entſchädigung aufgehoben. Nur die in H. 7 9. des
Geſetzes vom 21. Januar 18389 bezeichneten Grundſtücke ſind von Auflagen
befreit. Das Selbſtbeſteurungsrecht kann ohne Staatsgenehmigung durch
Umlagen auf die direkten Staatsſteuern bis zu 100 pCEr. derſelben ausge
ubt werden. Bei Umlagen, die nicht in gleichen Prozenten auf die direk-
ten Steuern vertheilt werden und bei Umlagen anderer Art iſt die Geneh-
migung der Aufſichtsbehörde erforderlich. Derſelben Genehmigung bedarf
es beim Veräußern von Jmmobilien, Kontrahirung von Anlehen und Ver-
änderungen in dem Genuſſe der Gemeinde Nutzungen. Bei allen übrigen
Dispoſitionen iſt der Gemeinderath an keine Zuſtimmung einer andern Be
hörde gebunden. Aufſicht über die Verwaltung. 14) Die Auf-
ſicht über die Gemeindeverwaltung wird bei Gemeinden von mehr als 5000
Seelen von dem Bezirksrathe, bei den anderen Gemeinden in erſter Jnſtanz
von dem Kreis Ausſchuſſe, und in zweiter Jnſtanz von dem Bezirksrathe
geführt. Beſchlüſſe, die eine Ueberſchreitung der Befugniſſe der Ge
meindebehörden oder der Verletzung der Geſetze oder des allgemeinen Jn
tereſſe enthalten, können von der Staatsregierung annullirt werden. Der
König kann einen Gemeinderath und einen Gemeindevorſtand vorläufig ſei-
ner Verrichtungen entheben und dieſelben beſonderen Kommiſſarien über-
tragen. Die ſchließliche Beſtimmung erfolgt alsdann durch ein Geſetz

III. Kreis-, Bezirks, und Provinzial Ordnung. Gegen-
ſtände der Selbſtverwaltung. 1. Als Gegenſtände der Selbſtver-
waltung ſind in dem Entwurfe bezeichnet: a) für die Kreiſe und Provin-
zen Errichtung Einrichtung und Veränderung von Kreis und Provin
zial- Jnſtituten. Anlagen im beſonderen Jntereſſe des Kreiſes oder der
Provinz (Straßen, Kanäle, Meliorationen 2c.) Erwerbung Benutzung und
Veräußerung von Kreis und Provinzial Eigenthum b) für die Bezirke:
die Bezirksſtraßen und die Jnſtitute, welche Eigenthum eines Bezirkes
ſind. Was außerdem zu den Kreis, Bezirks- und Provinzial- Angelegen-
heiten gerechnet werden ſoll, wird der weiteren Geſetzgebung vorbehalten.
Kreisverſammlung. 2) Ueber die Angelegenheiten des Kreiſes be
ſchließt die Kreisverſammlung. Sie beſteht nach Maßgabe der Bevölke-
rung aus 20 oder mehr Abgeordneten, die von den Gemeindevertretungen
auf viele Jahre gewählt werden. 3) Das Recht der Selbſtbeſteuerung,
welche die Kreisverſammlung auszuüben hat, beſteht: a) in der Verthei-

lung aller allgemeinen Abgaben für den Staat die Provinz, den Be
zirk), welche nach Kreiſen aufzubringen ſind, ſofern das Geſetz nicht in
anderer Weiſe darüber beſtimmt b) in der Verheilung derjenigen Ab-
gaben, die das beſondere Jntereſſe des Kreifes erfordert. Gehen dieſelben
über 10 yCt. der directen Staatsſteuern hinaus, oder ſollen außerdem mehr
als 5 pCt. zur Abwehr oder Milderung eines dringenden Nothſtandes auf
gebracht werden ſo iſt die Genehmigung der Staatsregierung erforderlich.
4) Beſchlüſſe der Kreisverſammlung über Anleihen des Kreiſes bedürfen
der Genehmigung des Bezirksrathes. Kreisausſchuß. 5) Ein von der
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Kreisverſammlung auf vier Jahre gewählter Ausſchuß, deſſen Vorſitzender
der Landrath iſt, hat die Angelegenheiten der Kreiskorporation zu verwal-
ten, die Beſchlüſſe der Kreisverſammlung vorzubereiten und auszuführen,
ſowie in dringlichen Fällen die Befugniſſe derſelben mit Ausnahme des
Beſteuerugsrechts vorläufig ſelbſt auszuüben. Er beaufſichtigt die Ge-
meindeverwaltung nach den Vorſchriften der Gemeinde-Ordnung. Pro
vinzial Verſammlung. 6) Die Verhältniſſe der Provinzial Ver-
ſammlung und des Provinzial Ausſchuſſes ſind in ganz ähnlicher Weiſe,
wie diejenigen der Kreisverſammlung und des Kreis- Ausſchuſſes geregelt.
Die Wahlen erfolgen jedoch auf 6 Jahre, die Kreisverſammlungen haben
je einen Abgeordneten (bei den größeren Kreiſen von 60,000, 100,000 c.
je zwei, drei und mehr Abgeordnete) zur Provinzial Verſammlung zu
wählen. Bezirksräthe. 7) Der Bezirksrath beſteht aus vier von der
Provinzial Verſammlung aus den Einwohnern des Bezirkes auf 6 Jahre
gewählten Mitgliedern und dem Regierungspräſidenten, welcher den Vorſitz
führt und die Zuſammenberufung bewirkt, ſo oft als es die Geſchäfte er
fordern. Der Bezirksrath verwaltet die Bezirks- Angelegenheiten (III. 1. b
und beauffichtigt die Gemeindeverwaltung nach den Vorſchriften der Ge-
meindeordnung. Communalſtändige Jnſtitute. 8) Jn den Rechts
verhältniſſen der bisherigen communalſtändiſchen Jnſtitute wird vorläuſig
nichts geändert es iſt indeſſen die Abſicht, die weitere Entwickelung der
ſelben nicht zu befördern. Daher beſchränken ſich die Vorſchriften des Ge
ſetzentwurfes darauf lediglich die Verwaltung der beſtehenden Jnſtitute
durch von den betheiligten Kreiſen gewählte Deputationen zu regeln. Die
Deputationen haben nicht das Recht, den Landestheilen, welchen die Jn-
ſtitute gehören, Behufs Erweiterung oder Vermehrung derſelben Abgaben
aufzuerlegen. Allgemeine Beſtimmungen. 9) Die Koſten der Kreis
und Provinzialverſammlungen und Ausſchüſſe, der Bezirksräthe und der
kommunalſtändiſchen Deputationen werden von den betheiligten Kreiſen,
Bezirken und Provinzen getragen. Die Mitglieder der Provinzialverſamm-
lungen erhalten 2 Thlr. Diäten und 15 Sgr. Meilengeld. Die Provin
zialver ſammlung beſtimmt mit Genehmigung der Staatsregierung die Re-
muneration, welche die Mitglieder der Ausſchüſſe, Bezirksräthe und Depu-
tationen zu beziehen haben. 10) Die Staatsregierung kann ungeſetzliche
und gemeinſchädliche Beſchlüſſe der verſchiedenen gewählten Behörden in
nis Weiſe wie es bei der Gemeindeverwaltung erwähnt iſt, an
nulliren.

Berlin, d. 27. März. Die ſogenannte eigentliche Linke,
oder die Partei Rodbertus-Phillips- v. Berg hat nunmehr auch
ein eigenes Programm aufgeſtellt, welches von 49 Abgeordneten
unterſchrieben iſt und wortlich alſo lautet:

1) Wir find, geſtützt auf die Geſetze vom 6. und 8. April v. J. der
Ueberzeugung, daß die Verfaſſung vom 5. December 1848 ohne vorgän-
gige Vereinbarung darüber mit den aus allgemeinen Wahlen hervorgegan-
genen Vertretern des Volks rechtsgüllig nicht erlaſſen werden konnte und
alſo zu ihrer Rechtsgültigkeit noch der Annahme der Volksvertretung be-
darf. 2) Wir wollen jedoch, das Gewicht der obwaltenden Umſtände an
erkennend und um des vom Lande gewünſchten Friedens willen aber un
beſchadet unſeres und des Volks-Rechtes, den in der Verfaſſungs- Urkunde
vom 5. December v. J. bezeichneten Weg der Reviſion derſelben betreten,
um in ſchneller und friedlicher Weiſe den geſtörten öffentlichen Rechtszu
ſtand wieder herzuſtellen und diejenigen Verbeſſerungen der Verfaſſung zu
erlangen, welche zur Begründung einer demokratiſch-konſtitutionellen Mo
narchie unerläßlich ſind. 3) Wir werden bei der Reviſion vor Allem die
ungeſchmälerte Aufrechthaltung der Rechte verlangen welche dem Volke
durch die Geſetze vom 6. und 8. April und vom 24. September v. J. be-
reits gegeben ſind und werden für Annahme der Verfaſſung ſtimmen ſo
bald ſie nur wenigſtens mit dieſen Geſetzen in Einklang gebracht ſein wird
und das allgemeine Wahlrecht unbeſchränkt erhält. 4) Eben ſo wird un-
ſere Thätigkeit auf die Feſtſtellung aller der organiſchen Geſetze gerichtet
ſein, welche unentbehrlich ſind, um die allgemeinen Grundſätze der Ver-
faſſung in das Leben und die Wirklichkeit überzuführen, um namentlich die
ländlichen und gewerblichen Verhältniſſe zu ordnen und das Loos der ar-
beitenden und ärmeren Klaſſen der Bevölkerung ſo weit zu verbeſſern, als
dies im Wege einer gerechten Geſetzgebung möglich iſt. 5) Wir werden
auch unter den ſchwierigen Verhältniſſen der Gegenwart unſere ungetheilte
Hingebung an die deutſche Einheit ſtets bethätigen. Wir glauben, daß die
ſofortige Annahme und Publikation der deutſchen Grundrechte von Seiten
Preußens dazu der ſichere Weg iſt. 6) Wir wollen endlich eine von frem
den Einflüfſſen unabhängige, nationale auswärtige Politik, welche die
Deutſchland und Preußen gebührende Stimme überall im Sinne der Ge
rechtigkeit und Ehre der wahren Jntereſſen des weiteren und engeren Va
rterlandes und der nothwendigen Entwickelung der europäiſchen Völkerfa-
milien geltend macht. Berlin, im März 1849. Hildenhagen. v. Unruh.
Haak. Schneider (Schönebeck). Schwickerath. Knauth. Parriſius. Moritz.
Eberty. Müller (Zell). Müller (Brieg). Pax. Phillips. Kirchmann.
Pfeiffer. Ludwig (Mühlhauſen). Broich. Heinze. Schellenberg. Blie
ſener. Hanſen. Heſſe. Doerk. Elkemann. Schoene. Staud. Mother-

by. Baehren. Pflücker. Schulze (Delitzſch). Rodbertus. v. Berg. Arntz.
Zorn. Bauer (Krotoſchin). Scheele. Bleibtreu. Gruwe. Bruchhauſen.
v. Schirnding. Herr. Becker. Pelzer (Aachen). Mödersheim. Frießem.
Riotte. Pilet.

Jrn Uebereinſtimmung mit dieſem Programm wird die Par
tei ſofort einen Antrag in die Kammer bringen, zu beſchließen,
daß das Miniſterium aufzufordern ſei, die Publikation der deut
ſchen Grundrechte durch die Geſetzſammlung zu bewirken.

Es iſt hier gegenwärtig ein in vielen Tauſend Exemplaren
gedrucktes, mit einem ſchwarzen Rande verſehenes, Namensver-
zeichniß der preußiſchen Abgeordneten in Umlauf, welche in
Frankfurt a. M. gegen das preußiſche Erbkaiſerthum geſtimmt
haben. Gegen den Welckerſchen Antrag haben folgende preu
ßiſche Abgeordnete geſtimmt: v. Bolly aus Beuthen (Schleſien),
Bermbach (Rheinprovinz), Bresgen aus Ahrweiler, Baß (Weſt
falen), Caspers von Coblenz, Clemens von Bonn, Cornelius
von Braunsberg, Dahm (Weſtfalen), Freeſe von Stargard,
Gerlach von Tilſit, Goltz von Brieg, Grubert aus Breslau,
Hofbauer von Nordhauſen Junkmann von Munſter, Kahlert
von Leobſchütz, Koöohler (Sachſen), Levyſon von Gruneberg,
Linde (Weſtfalen), Lelek aus Hultſchin, Loow von Kalbe, Mar
tiny von Friedland, Meier von Liegnitz, Müller von Aachen,
Nauwerk von Berlin, Paur von Neiſſe, Raveaux von Koln,
Reichenbach von Oppeln, Reichenſperger von Trier, Reinſtein
von Naumburg, Roösler von Oels, Schloffel von Hirſchberg,
Schmidt von Löwenberg, H. Simon von Magdeburg, M. Si-
mon von Wohlau, L. Simon von Trier, Temme von Munſter,
Trabert aus Schleſien, Vogel aus Guben, Wekbecker von St.
Goar, Welter (Rheinprovinz), Zimmermann von Spandow.

Das 18te Landwehr- Regiment iſt geſtern Abend mit dem
Bahnzuge aus Poſen hier eingetroffen, um, nachdem es einen
Ruhetag gehalten, nach Schleswig weiter befördert zu werden.

Berlin, d. 29. März. Se. Excellenz der Wirkliche Ge
heime Rath Freiherr von Oelſen iſt von Vietnitz hier ange
kommen.

Bekanntmachung.Einer Benachrichtigung des großbritanniſchen General-Poſt-Amts zu
folge, hört der Gang der ſeither regelmäßig einmal in jedem Monate
courſirenden Paketböte zwiſchen dem vereinigten Königreiche und Spyd-
ney in Neu Süd Wales mit dem 29. d. M. bis auf Weiteres auf. Es
können daher Briefe und Zeitungen aus Preußen nach Auſtralien auf
dem Wege über England für jetzt nur durch Privatſchiffe befördert
werden.

Das korreſpondirende Publikum wird hiervon mit dem Bemerken in
Kenntniß geſetzt, daß für die gedachten Briefe von jetzt ab nur die ge
wöhnlichen Schiffsbriefſätze in Anwendung kommen werden, welche um
4 Pence für den einfachen Brief billiger ſind, als die bisher für die in
Rede ſtehende Korreſpondenz zu entrichten geweſenen Sätze.

Berlin, den 24. März 1849. General-Poſt-Amt.
Zur Berichtigung der von mehreren Seiten im Publikum

verbreiteten Nachrichten über eine Verlangerung des Waffen
ſtillſtandes bis zum 15. April ſehen wir uns in Stand geſetzt
zu melden daß die Koöniglich däniſche Regierung ſich dahin er
klaärt hat, bis zum Z. April die Waffenruhe in jeder Beziehung
faktiſch fortbeſtehen zu laſſen. (Pr. St.Anz.)

In der 19. Sitzung der zweiten Kammer iſt die Adreſſe
mit einer Majorität von 41 Stimmen angenommen.

Der „Altonger Merkur“ enthält ein aus Sonderburg vom
20. d. M. datirtes Schreiben des däniſchen General Majors v.
Bülow an den General Major v. Bonin, in welchem er mit
Rückſicht auf die im Malmöer Vertrage für den Fall der Kün
digung des Waffenſtillſtandes und des Wiederbeginnes der Feind-
ſeligkeiten vorhergeſehenen Beſtimmungen die Erwartung aus
ſpricht, daß die ſämmtlichen in der Landſchaft Sundewitt befind
lichen Truppen ſich ſpäteſtens bis zum 26. d. M. hinter die
zwiſchen den Generalen v. Krogh und v. Wrangel im vorigen
Jahre feſtgeſtellte Demarkationslinie zurückziehen werden. Jn
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der aus Flensburg vom 21. datirten Antwort des Generals v.
Bonin bemerkt derſelbe, daß im Widerſpruche mit jener Kon-
vention die Stadt Ripen nicht von daäniſchen Truppen beſetzt
ſein ſollte, daß ferner die Beſatzung der Jnſel Alſen dem Ver-
trage zuwider bereits ſeit mehreren Monaten in auffallender
Weiſe verſtarkt worden ſei, und daß der jetzt ſchon angefangene
Bau der Bruücke uber den Alſen-Sund nicht vor dem Ablaufe
des Waffenſtillſtandes hätte beginnen dürfen.

Breslau, d. 26. März. Hier iſt nachſtehende Bekannt-
machung erſchienen

„Nachdem die Gründe aufgehört haben welche uns nach der öffent-
lichen Bekanntmachung vom 11. December 1848 veranlaſſen mußten, den
Kreis Kreuzburg, Regierungs Bezirk Oppeln, und einen dazu gehörigen
Umkreis in den Belagerungszuſtand zu erklären, ſo heben wir mit höherer
Genehmigung den gedachten Belagerungszuſtand hierdurch wieder auf. Es
wird dies hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht. Breslau, den
26. März 1849. Der kommandirende General des 6. Armee- Corps. Jn
Vertretung: v. Lindheim, General Lieutenant, General Adjutant Sr.
Majeſtät des Königs und Commandeur der Ilten Diviſion. Der Ober-
Präſident der Provinz Schleſien. Jn Vertretung: v. Schleinitz.“

Bremen, d. 26. Marz. Die deutſche Dampffre-
gatte „Acadia“, iſt geſtern Nachmittag im Bremerhaven
wohlbehalten angekommen, wodurch die falſchen Gerüchte engli-
ſcher Blaätter, welche einen unbedeutenden Unglücksfall, der die-
ſem Schiffe an der hollandiſchen Küſte begegnete, groblich über-
trieben hatten, hinlanglich widerlegt werden.

Frankfurt a. M. d. 26. März. Gleichſam im
Sturmſchritt ſucht die National- Verſammlung das wiederzu
erobern, was mit Verwerfung des Welckerſchen Antrages ver-
loren ging. Mehr als die Hälfte des Verfaſſungs- Entwurfs
iſt ſchon angenommen, und wenn nicht ein unvorherzuſehendes
Hinderniß eintritt, wird übermorgen das ganze Werk beendigt
ſein. Die angenommenen Saätze ſtimmen faſt durchgehends mit
dem Vorſchlage des Verfaſſungs- Ausſchuſſes überein und ſind
von der Art, daß Oeſterreich darin den ſchneidenden Gegen-
ſatz ſeiner eigenen Lebensbedingungen und derjenigen Deutſch-
lands gewahr werden muß. An eine Annahme der hier be-
rathenen Verfaſſung Seitens Oeſterreichs iſt daher nicht zu
denken, und dieſe Unmoglichkeit bekundet ſich auch außerlich
immer mehr in dem geſteigerten Unmuth der ſpezifiſch oſter-
reichiſchen Abgeordneten. Dieſe verſuchen zwar noch durch oft-
mals beantragte namentliche Abſtimmungen Aufenthalt herbei-
zuführen indeß die Erwartung, welche ſie daran knüpfen daß
inzwiſchen die Regierungen mit einem Staatsſtreiche vorgehen
könnten, wird ſich als Chimäre erweiſen da Preußen das erſte
Wort mit darein zu reden haätte, und eben auf Preußens
Seite die wirkliche Majoritat der t ger ſteht.

(D. R.
Kaſſel, d. 24. März. Die Nachricht von der Abſtim-

mung in der Reichs- Verſammlung über den Welcker'ſchen An
trag hat hier in allen politiſch gebildeten Kreiſen und unter dem
größten Theile der eigentlichen Bürgerſchaft den ſchmerzlichſten
Eindruck hervor gebracht. Die Kunde kam noch am ſelben
Abende durch den Telegraphen hier an, allein Viele wollten an
das wie ein Lauffeuer durch die Stadt gehende Gerucht nicht
glauben, bis am anderen Morgen die Neue Heſſiſche Zeitung“
die ganze Depeſche ausfuührlich veroöffentlichte. Noch niederſchla-
gender war die Nachricht von dem Rücktritte v. Gagern's; denn
man glaubte hierin ein Zeichen zu finden, daß ſo ziemlich alle
Ausſicht auf eine glückliche Loſung der großen nationalen Frage
dahin ſei. Hoffen wir, daß dieſe Befurchtung ungegrundet ſei!
Und mochte doch Jeder in ſeinen Kreiſen und nach ſeinen Kraäf-
ten dazu beitragen, daß das große Einigungs-Ziel noch erreicht
werde! Aus allen Städten und Gauen, meine ich, mußten die
Stimmen des Unwillens und der ernſteſten Mahnung nach
Frankfurt dringen, um den Tauben und Blinden die Sinne zu
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oöffnen, und vor allen Dingen den Oeſterreichern zuzurufen, daß
es für ſie nicht mehr ehrenhaft iſt, noch in der Paulskirche zu
ſitzen; daß ſie nicht gleichzeitig die neue octroyirte Verfaſſung
Oeſterreichs anerkennen und ihre deutſchen Brüder an der ſelbſt
ſtändigen Ordnung ihrer ſtaatlichen Verhältniſſe hindern können
und dürfen Jn der heutigen Sitzung unſerer Stande-Ver
ſammlung iſt dieſer Gegenſtand bereits zur Sprache gekommen,
indem Abg. v. Sybel den bekannten Henkel'ſchen Antrag in fol
gender Weiſe wieder aufnahm:

Die Stände- Verſammlung möge nachdem durch die octroyirte öſter
reichiſche Verfaſſung die deutſchen Lande Oeſterreichs mit den nichtdeutſchen
zu einem untheilbaren Reiche verbunden und ſo aus dem Verbande des
deutſchen Bundes herausgeriſſen ſeien nachdem dieſelbe auf die deutſchen
Grundrechte keine Rückſicht nehme und die öſterreichiſche Regierung die Er
füllung der Reichspflichten überall verweigere, und nachdem die öſterreichi-
ſchen Provinzen namentlich auch die deutſchen, die Verfaſſung theils ge
billigt, theils ohne Widerſpruch hingenommen hätten ihre Anſicht über
das deutſche Verfaſſungswerk dahin erklären in dieſem Augenblicke ſeien
die öſterreichiſchen Lande durch Beſchluß ihrer Regierung und Zuſtimmung
ihres Volkes als ausgetreten aus Deutſchland zu betrachten ſie können, ſo
lange das Verhältniß dauert, ſo wenig wie Elſaß oder Kurland an der
Berathung über die deutſche Verfaſſung Theil nehmen vielmehr müſſe es
als eine ſchimpfliche Verletzung der deutſchen Selbſtſtändigkeit und Freiheit
betrachtet werden daß 110 Angehörige, wenn auch deſſelben Blutes, doch
eines fremden Staates, einen entſcheidenden Einfluß auf die inneren Ange
legenheiten Deutſchlands ausüben vor der Gefahr, daß hierdurch die Wohl
fahrt des deutſchen Vaterlandes zu Gunſten der öſterreichiſchen Monarchie
ausgebeutet werde müſſe jeder deutſche Stamm und Staat die Geſammt-
heit der deutſchen Nation und ſein eigenes Volk wahren und ſichern die
Stände- Verſammlung Kurheſſens könne deshalb die öſterreichiſchen Abgeord
neten zu Frankfurt nicht mehr als ſtimmberechtigte Mitglieder der deutſchen
National Verſammlung anerkennen, müſſe ſich vielmehr gegen ſolche Be
ſchlüſſe verwahren welche Kraft der Mitwirkung jener unberechtigten Ab-
geordneten zu Stande kommen und dem Jnterreſſe des deutſchen Vaterlan
des zu Gunſten der öſterreichiſchen Politik Gefahr drohen, und die Regie
rung auffordern, dieſer Verwahrung mit allen geeigneten Mitteln und
zunächſt dadurch Kraft zu verſchaffen daß fie den Proteſt gegen die fernere
Mitwirkung der öſterreichiſchen Abgeordneten im deutſchen Parlamente bei
der Central Gewalt geltend mache.

Natürlich erhob ſich die geſammte Linke namentlich
Bayrhoffer, Winkelblech, Theobald gegen die Jnbetracht-
nahme auch das hervorragendſte Mitglied der Rechten, Ober-
Poſtmeiſter Nebelthau, ſprach gegen den Antrag, weil nur die
National- Verſammlung ſelbſt über die Berechtigung der Oeſter
reicher entſcheiden könne, die Landes Verſammlungen aber in
dieſer Hinſicht nicht competent ſeien. Jndeſſen wurde dagegen
vom Antragſteller und vom Abgeordneten Oetker mit Grund
geltend gemacht, daß es ſich um keine Entſcheidung, ſondern nur
um den Ausdruck der Anſicht der Stande- Verſammlung handle.
Auch hob Letzterer zur weiteren Begründung hervor, daß die
öſterreichiſchen Abgeordneten nicht einmal gegen die Guütltigkeit
der octroyirten Verfaſſung bezüglich der deutſchen Provinzen
proteſtirt hätten. Jn gleicher Weiſe ſprach ſich der Praſident
aus, worauf die Jnbetrachtnahme des Antrages und die Ver
weiſung an den Verfaſſungs- Ausſchuß mit großer Majorität
beſchloſſen wurde.

Gotha, d. 24. März. Der Herzog hat in Bezug auf
den von der Eentralgewalt ihm übertragenen Oberbefehl über
das thüringiſche Kontingent der nach Schleswig Holſtein be
ſtimmten Reichstruppen die nachſtehende Anſprache an die Be-
wohner von Koburg- Gotha erlaſſen

„Ein ernſter, verhängnißvoller Augenblick drängt mich, geliebte Lands-
leute, an euch dieſe Anſprache zu richten. Die previſoriſche Centralgewalt
für Deutſchland hat mir den Oberbefehl über eine, die thüringer Kontin-
gente mit begreifende Brigade der mobilen Reichstruppen in den Herzog-
thümern Schleswig -Holſtein für den daſelbſt ſich vorbereitenden Krieg an-
getragen und durch das Reichskriegsminiſterium an mich das Erſuchen ge
ſtellt, ſo bald als thunlich zur dortigen Armee mich zu begeben. Mit wi-
derſtreitenden Empfindungen habe ich dieſen Ruf vernommen. Von der
Größe meiner Regentenpflichten von treuer Liebe für mein Herzogthum
und ſeine Bewohner durchdrungen war mir der Gedanke ſchmerzlich, von
ihnen, wenn vielleicht auch nur auf kurze Friſt, mich trennen zu ſollen



von ihnen ſcheiden zu ſollen in der ſo bewegten Gegenwart, die einen
ſichern Blick in die Zukunft nicht geſtattet und meine Thätigkeit und Für-
ſorge im engeren Vaterlande vielleicht in ganz beſonderem Grade erhei-
ſchen könnte. Doch dort war es das deutſche Geſammtvaterland,
das meine Dienſte begehrte, ehrenvoll der Beruf, zu dem mich die
Reichsgewalt auserſehen groß das Vertrauen, welches ſie mir ge-
ſchenkt; und zu dieſen gewiß bedeutungsvollen Momenten trat noch die
Erwägung, daß mein bereitwilliges Eingehen auf den mir gewordenen
Antrag den von mir und meinen treuen Staatsbürgern einhellig gehegten
Wünſchen auf ungeſchmälerte Erhaltung unſerer ſtaatlichen Selbſtſtändig-
keit gewiß den weſentlichſten Stützpunkt leihen würde. Dieſe Rückſichten
waren für mich entſcheidend. Mit dem Bewußtſein treuer Pflichterfüllung
gegen das deutſche Vaterland und in der Ueberzeugung daß ich, dem Rufe
der Reichsgewalt Folge leiſtend, zugleich das Wohl meines angeſtammten
Herzogthums fördern werde, habe ich mich zur Uebernahme des mir an
getragenen Kommandos bereit erklärt. Gleichzeitig ſind aber auch von mir
alle Maßregeln getroffen worden welche die ungeſtörte Fortführung der
Regierungsgeſchäfte und die Erhaltung der Geſetzlichkeit und Ordnung im
Lande zu verbürgen geeignet erſcheinen. Jch ſelbſt werde während der
Dauer meiner Abweſenheit mich unausgeſetzt in Kenntniß von Allem er
halten, was mein Herzogthum und ſeine Bewohner angeht, und den Pflich-
ten, die mir als Regenten obliegen, auch aus der Ferne Genüge leiſten.
Landsleute“ Wenn auch bewegt, doch mit männlichem Muthe und vollem
Vertrauen auf die Gerechtigkeit der Sache der ich zu dienen berufen bin,
verlaſſe ich den heimiſchen Heerd und Alles, was meinem Herzen am näch-
ſten ſteht, um unter den Reihen eurer Söhne, eurer Brüder als deutſcher
Krieger mit zu kämpfen für Deutſchlands Ehre und Deutſchlands Größe.
Darum vertraue ich zu eurem patriotiſchen Sinne, daß ihr billigen wer
det meinen Schritt. Bewahrt mir auch in der Ferne euere Liebe, euere
Treue, euer Vertrauen. Haltet, wie bisher männlich feſt an geſetzlicher
Ordnung und Recht, den Bürgſchaften der Freiheit. Wohlthuend wird für
mich ſein der Glaube, daß euere guten Wünſche den Scheidenden überall
begleiten, wohin ein hehrer Ruf ihn führt. Landsleute! euch allen reiche
ich die Hand zum herzlichen Abſchiede; lebt wohl, auf baldiges und
wolle es Gott freudiges Wiederſehen! Gotha, den 24. März 1849.
Ernſt, Herzog zu Sachſen Koburg Gotha.“

Wien, d. 25. März. Die Regierung hat heute die Nach
richt erhalten, daß das Fort Malghera capitulirt hat. Auf
den Fall von Maighera hofft man ſich der Lagunenſtadt ſelbſt
bald bemächtigen zu können, und rechnet zugleich auf das Ta-
lent des neu acquirirten däniſchen Admirals. Reiſende beſtatigen
die conſervative Stimmung Mailands, und daß Karl Albert's
Sache dort geringe Sympathieen erregt. Der ſchwerſte Strauß
iſt mit Ungarn und „ſeinen Nebenlandern“ zu beſtehen, und
vielleicht der letztere Theil der Aufgabe noch ſchwieriger als der
erſtere. Komorn, der Schlüſſel der untern Donau, iſt noch nicht
gefallen und an der geſtrigen Börſennachricht war nichts Wah-
res; es iſt ſtark ausgerüſtet ſowie auf Monate verproviantirt.
Es ſteht zu erwarten, was das ſchwere von hier abgegangene
Belagerunggsgeſchütz gegen die gewaltige Feſtung ausrichten wird.
Die Einnahme der Stadt iſt von keiner Erheblichkeit. Es ſcheint
nun beinahe, Kroatien wolle mit keckem Uebermuthe, den ihm
die erſprießliche Mithülfe an der Rebellenbezwingung verleiht,
im Laänderbunde die oppoſitionelle Rolle Ungarns übernehmen.
Die Sprache der ſüdſlawiſchen Blätter, insbeſondere der Agra-
mer Zeitung, iſt ſehr ſtark und gegen die Organe des Miniſte-
riums mit Heftigkeit gerichtet. Nicht um die leitenden Artikel
eines Lloyd zu verwirklichen, heißt es in der neueſten Agramer
Zeitung, und fur „Unterthänigkeit““ gegen den Thron mit Hin-
gabe der koſtbaren Errungenſchaften, hätten die Südſlawen ge
kämpft und geblutet, ſondern damit der von Krone und Volk
zu vollbringende Bau zu Stande komme, und eben ſo weit
fühlten ſie ſich hierbei von ſeparatiſtiſchen Tendenzen als von
der Reſignation zu einem centraliſirenden die Nationalitäten
nivellirenden Regimente entfernt. Jn dieſem Tone ſpricht das
agramer Blatt.

Wien, d. 26. März. Das heute Morgen erſchie-
nene 30ſte Armee- Bulletin enthält die Details
über die ſchon geſtern Nachmittags eingetroffene
Nachricht eines glänzenden Sieges der K. K. Armee
in Jtalien. Feldmarſchall Radetzky, der am 19. ſeine Haupt-
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macht bei Pavia verſammelt hatte, überſchritt am 20. den Ti-
cino in 3 Kolonnen, wovon am 2l1. die linke von Dorno ge
gen Mortara, die mittlere von Gropello nach Gambolo, die
rechte von Zerbollo gegen Vigevano marſchirte, und letztere
hierbei ein glänzendes Gefecht beſtand. Anderſeits wurde
Mortara mit der größten Tapferkeit angegriffen
und erſtürmt. Nach 3 Stunden war der Feind auf
allen Seiten geworfen. 2500 Gefangene, 6 Stabs-
und 50 Oberoffiziere, 5 Kanonen, 10 Munitions-
karren, eine Maſſe weggeworfener Waffen ſind
die Trophäen dieſes erſten Sieges. Der Feldmarſchall
ſetzte den 22. in zwei Kolonnen, die eine von Mortara über
Veſpolate, die andere von Vigevano über Trecate ſeinen Marſch
gegen Novara fort. Die vorgeſtern mitgetheilte Nachricht
der Einnahme Comorn's war auf ſo glaubwurdige Weiſe an
der Boörſe verkündet worden, daß wir keinen Anſtand nahmen,
ſie wiederzugeben dennoch hat ſich dieſelbe als voreilig erwie-
ſen. Sämmtliche Miniſter ſind nach Olmuütz wie man
verſichert, in ungariſchen Angelegenheiten berufen worden.

Frankreich.
Paris, d. 25. Maärz. Wir leſen in der „Eſtafette“ vom

24. d. über den Zuſtand von Paris: Geſtern Abend fanden
bis ſpät hin zahlreiche Zuſammenlaufe auf verſchiedenen Punkten
der Stadt, namentlich auf dem Platz der Baſtille, das Chatelet
und auf den Boulevards Saint Denis und Saint Martin
ſtatt. Man ſprach faſt ausſchließlich über das Clubgeſetz. Man
bemerkte in den Gruppen beſonders viel anſtandig gekleidete
Leute. Es wird vielfach uber eine Manifeſtation zu Gunſten
des Fortbeſtehens der Clubs, welche auf Montag beſtimmt ware,
geſprochen. Jedoch halten viele dies Gerücht für unbegründet.
Dieſe Nacht, um 1 Uhr Morgens, brachten Offiziere den Befehl
in die Caſernen, daß die Truppen ſich zum Ausruücken bereit
halten möchten. Ein Theil trat auf den Waffenplatzen an, ein
anderer wurde in verſchiedene Detachements getheilt, in den
diverſen Stadttheilen zum Patrouilliren ausgeſandt. Auch ſoll
die Regierung mehrere wichtige Depeſchen erhalten haben, von
denen man wiſſen will, daß ſie Unruhen aus den Departements
melden.

Geſtern Abend 11 Uhr erhielt die Pariſer Garniſon den
Befehl, allnachtlich unter den Waffen bereit zu ſein und bis
fuunf Uhr Morgens in Patrouillen von ganzen Compagnieen die
Straßen zu durchziehen. Bei jedem Widerſtand verſammelter
Mengen und namentlich dem Verſuch, Barricaden zu bauen,
haben ſie ſofort die Feuerwaffe anzuwenden. Die Caſernen
haben alle Vorkehrungen getroffen, um gegen Ueberfälle geſichert
zu ſein.

Von Seiten des Handelsminiſters iſt die Anzeige gemacht
worden, daß die Regierung der nordamerikaniſchen Freiſtaa
ten von jetzt an keinem Fremden mehr die Ausfuhr von Gold
oder ſonſtigen edeln Metallen aus Californien geſtatte.

m Fonds- und Geld-Cours.
Berlin den 28. März.
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Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Sſcheffel und preuß. Gelde.)

Magdeburg, den 28. März. Nach Wispeln.)

Weizen 42 49 Gerſte 20 23Rozgen 2 Hafer 13 16
Wafſerſtand der Saale bei Halle

am 28. März Abends 6 Uhr am Unterpegel 6 Fuß 6 Zoll.
am 29. März Morgens 6 Uhr am Unterpegel 6 Fuß 7 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 28. März 11 Zoll unter 0.
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Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 28. bis 29. März

Jm Kronprinzen: Hr. Dr. wed. Bremer u. Hr. Kaufm. Ahlenäger
a. Berlin. Die Hrrn. Kaufl. Drey a. Mannheim, Schubert a.
Leipzig Waſſermann a. Barmen, Müller a. Baſel.

Stadt Zürich Hr. Privatm. Kruſe a. Leipzig. Hr. Oberlieut. v.
Hagen u. Hr. Lieut. Frh. v. Lindenfels a. Regensburg. Die Hrru.
Kaufl. Janſen a. Potsdam, Holtz a. Schaidt, Schaumburg a. Din
gelſtedt. Hr. OAmtm. Wendenburg a. Hadersleben. Hr. Oekon.
Petzſch a. Werdershauſen. Hr. OLG. Aſſeſſor Schulze a. Nordhauſen.

Goldnen Ning: Hr. OAmtm. Lüttich a. Wendelſtein. Die Hrrn.
Amtl. Krüger a. Bromberg, Wagner a. Roſenfeld. Hr. Direktor
Dietze a. Zörbig. Hr. Kaufm. Träger a. Magdeburg.

Engliſcher Hof: Die Hrrn. Kaufl. Kalisky a. Magdeburg Scheuer
mann a. Mainz, Schulze a. Nordhauſen Scheller a. Trautenhauſen.
Hr. Wollhdlr. Sonnenberg a. Güſten.

Stadt Hamburg Die Hrrn. Oberlieut. Kirchmann Liebe u. Piſe a.
Regensburg. Hr. Juſtiz-Commiſſ. Heſſe u. die Hrrn. Kaufl. Sturm
u. Aderhold a. Nordhauſen. Hr. Thierarzt Schönfeld a. Roßleben.
Hr. Poſthalter Müller u. Hr. Fabrikbeſ. Schoch a. Oſchersleben.
Hr. Amtm. Bieler a. Pfaffendorf. Die Hrrn. Kaufl. Leib a. Bern
burg, Jsrael a. Cöthen Große a. Magdeburg Hochhut a. Leipzig,
Titmar a. Sangerhauſen Weg a. Waſungen.

Schwarzen Bär: Die Hrrnu. Kaufl. Samſon a. Berlin
a. Mannheim. Hr. Gaſtgeber Detzner a. Gerbſtedt.
Zimmer a. Rudersdorf.
Rötſcher a. Wetzendorf,

Doßmann
Hr. Roßhändler

Die Hrrn. Oekon. Frellſtedt a. Hettſtedt,
Jänicke a. Löberitz, Rubel a. Schraplau,

Ackermann a. Oſterhauſen. Hr. Fabrik. Brunhuber a. Naumburg.
Goldne Kugel Die Hrrnu. Pferdehdlr. Sternberg u. Ehrhard a. Als

feld, Nohr a. Bornſtedt, John a. Mühlhauſen Hübner u. Müller
a. Petſtädt, Zimmermann a. Korbetha, Spier a. Alsfeld, Stern a.
Werdau, Krumſcheid a. Schwanefeld, Häſel a. Adorf, Parges a.
Mölſen, Putze a. Brotterode, Schmidt u. Klein a. Leisling, Alten
berg a. Burg, Liebert a. Naumburg. Die Hrrn. Thierärzte Voigt a.
Mücheln Conrad a. Zeitz.

Neueſte Nachricht.
Halle, d. 29. Marz. Die „Deutſche Reform“ vom heu-

tigen Tage enthält Folgendes:

Berlin, d. 29. März. Wie wir hören, ſoll
geſtern Abend aus Frankfurt a. M. eine tele-
graphiſche Depeſche folgenden Jnhalts eingegan-
gen ſein:

Bei der am 28. d. M. ſtattgefundenen Kai-
ſerwahl haben 290 Abgeordnete für den König
von Preußen geſtimmt, während 248 ſich der
Abſtimmung enthielten.

Eine Deputation von 25 Mitgliedern ſoll
ſofort gewählt und nach Berlin geſendet werden.

Die National- Verſammlung hat beſchloſſen,
bis zum Zuſammentritt des erſten Reichstags
zuſammen zu bleiben.



Bekanntmachungen.
Bekanntmachung.

Jch bringe hierdurch zur öffentlichen
Kenntniß, daß die Departements Erſatz
Commiſſion fur den Saalkreis am 18. April
d. J. zuſammentritt.

Halle, am 28. März 1849.
Der Landrath des Saalkreiſes

v. Baſſewitz.

Edietal-Vorladung.
Es werden alle unbekannten Erben

1) der am 23. Auguſt 1823 hierſelbſt
verſtorbenen Ehefrau des Maurergeſellen
Karl Roſcher, Marie Chriſtiane,
geb. Albrecht;

2) des am 25. April 1826 hier verſtor-
benen Maurergeſellen Karl Gottlieb
Roſcher, deren beiderſeitiger Nachlaß
80 beträgt;

3) des am 2. Dec. 1833 zu Schiepzig
verſtorbenen Arbeitsmannes Johann
Heinrich Fornaufz;

4) der am 30. Sept. 1844 zu Schiep
zig verſtorbenen Ehefrau des ad 3 ge-
nannten, Eva Marie Fornauff, geb.
Günther, deren beiderſeitiger Nachlaß
ohngefähr 191 beträgt,

hierburch zu dem auf
den 10. Mai 1849 Vormittags 11 Uhr

vor dem Deputirten, Land und Stadtge-
richtsrathe Langerhannß an Gerichts
ſtelle hierſelbſt, Zimmer Nr. 6, eine Treppe
hoch, anberaumten Termine behufs An-
meldung ihrer vermeintlichen Anſprüche, un
ter der Warnung vorgeladen, daß ſie, wenn
ſie dieſelben weder vorher, noch in dem
obigen Termine mündlich oder ſchriftlich
anmelden und nachweiſen, ihres Rechts an
den gedachten Nachlaſſen für verluſtig er
klärt, und ſolche als herrenloſes Gut dem
Königl. Fiscus werden zugeſprochen werden.

Halle a/S. am 23. Juli 1848.
Königl. Land und Stadtgericht.

Nothwendiger Verkauf.
Königl. Preuß. Land u. Stadt-

gericht zu Weißenſee.
Das zu Gebeſee belegene, dem Guts-

beſizer Johann Chriſtoph Schäfer
daſelbſt gehörige, vormals Schellwitz'ſche
Mannlehngut, der freie Siedelhof genannt,
welches zufolge der nebſt Hypothekenſchein
in unſerm Büreau I b. einzuſehenden Taxe
auf 8891 R 21 6 abjzeſchätzt iſt,
ſoll auf

den 6. Juni 1849 Vormittags
an Ort und Stelle öffentlich meiſtbietend
verkauft werden.

Alle unbekannten Realprätendenten wer
den aufgeboten, ſich bei Vermeidung der
Präcluſion ſpäteſtens in dieſem Termine
zu melden.
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Mit dem 25. Mai d. J. wird der hie-
ſige Gemeindehirtendienſt vacant.

Qualificirende Subjecte moögen ſich bis
zum 7. April d. J. hier zu Rathhauſe
melden.

Löbejün, den 27. März 1849.
Der Magiſtrat.

Freiwillige Verſteigerung.
Die bei Lindenau, Stunde von

Leipzig, gelegene Windmühle mit 2
Mahlgaängen, deutſch und amerikaniſch ein
gerichtet, ſammt Wohnhaus, mit vollſtan-
diger Brod-Backerei, Stallung, Jnven-
tar und etwas Feld, ſoll an Ort und Stelle

Mittwoch den 11. April 1849
Mittags 12 Uhr an den Meiſtbietenden
notariell verſteigert werden und liegen die
diesfallſigen Bedingungen auf der Expe-
dition des Unterzeichneten, ſowie bei dem
Beſitzer des Grundſtucks, Herrn Mohs
in Lindenau, zur Einſicht bereit.

Adv. Guſtav Welde, reg. Nota r.

Das durch den Tod des Oberpredigers
Hopfe zu Löbejün erledigte Amt des
BezirksVorſtehers fur den 12ten Auf-
ſichts Bezirk des Vereins iſt von dem
Herrn Diakonus Müller zu Löbejün
übernommen, wovon wir die Mitglieder
des Vereins hierdurch ganz ergebenſt in
Kenntniß zu ſetzen uns beehren.

Halle, den 27. Marz 1849.
Directorium des Vereins im Saalkreiſe

zur Verhütung von Verbrechen c.
v. Boſſe.

Für das laufende Jahr übernehmen
wir wieder Verſicherungen gegen Hagel-
ſchaden für die neue Berliner Hagel-
Aſſecuranz Geſellſchaft gegen feſte Pramie
ohne alle Nachzahlung, und ſind die dazu
nöthigen Papiere bei uns zu haben.

Halle, den 29. März 1849.
A. W. Barnitſon Sohn,

Agenten der neuen Hagel- Aſſecuranz Ge
ſellſchaft in Berlin.

Auction.
Mittwoch und Donnerstag, den 4. und

5. April d. J., Vormittags von 9 Uhr
an ſoll wegen Wirthſchaftsveranderung auf
dem Schnapperelle'ſchen Gute zu
Schlettau bei Löbejün ſaämmtliches Vieh
und Wirthſchafts-Jnventarium, und zwar:
Mittwochs das Vieh, beſtehend in

6 guten Arbeitspferden,
6 Fohlen, worunter 2 egale Füchſe

und 4 ſchwarze Hengſte,
24 Stück Rindvieh, alle ſchwarz von

Farbe,
300 Stück Schaafe, wobei 120 Mut-

terſchaafe mit Laämmer, ſo im Gan
zen, das jüngſte Vieh aber je zu
10 Stück ausgeboten, und

Donnerstag den S. April
ſämmtliches zur Ackerwirthſchaft gehö

rende Schiff und Geſchirr
unter den im Termine bekannt zu machen-
den Bedingungen gegen gleich baare Be-
zahlung verkauft werden, wozu Kauflieb-
haber ſich einfinden wollen.

Schlettau, den 27. März 1849.

Logis Geſuch.
Geſucht wird von einem jungen Mann

ein Parterre-Logis von 2 bis 3 Stuben,
moööblirt oder nicht, daſſelbe muß wo mog-
lich nördlich und in dem lebhafteſten Vier-
tel der Stadt ſein.

Adreſſen mit Preisangabe nimmt der
Oberkellner im Leipzig- Magdeburger Bahn-
hof entgegen.

Die Bäckerei in Kütten iſt zum 1.
April d. J. anderweit zu verpachten.

Pfeffer.

Jn dem Strackeſchen Hauſe, unweit
des Marktes, ſind mehrere Logis zu ver-
miethen durch

den Juſtiz-Commiſſarius
Fritſch.

Ver änderungshalber iſt eine nahrhafte
Gaſtwirthſchaft in einem großen Orte auf
dem Lande mit etwas Land ſofort zu ver
kaufen. Alles Nähere durch portofreie
Briefe bei Herrn Weiſe in Altſcher-
bitz bei Schkeuditz.

Ein Oekonomie-- Lehrling kann dieſe
Oſtern gegen ein maßiges Lehrgeld auf
einem großen Landgute in der Nähe von
Leipzig placirt werden. Frankirte Of-
ferten mit A. Z. bezeichnet befördert die
Expedition des Couriers.

Freitag und Montag Abends
7 Uhr letzte Chorprobe im
Kronprinzen von dem Orato-
rium: „die Worte des Er-löſers am Kreuze“, um deren
pünktlichen Beſuch ich alle ge-
ehrten Sängerinnen und Sänger,
welche bei der Aufführung mit-
wirken wollen, ergebenſt bitte.

L. Thieme.
Hausverkauf in Gröbzig.

Ein am hieſigen Markt gelegenes Wohn-
haus nebſt Scheune und Seitengebaäude,
worin zeither Seifenſiederei betrieben, und
wozu 53 Margen Acker gehoören, weiſet
zum Verkauf nach der Kaufmann Klein
holz in Groööbzig.



Flanell-Waaren-Empfehlung.
Waaren-Lager,
Hamburg ſondern vor dem „ſchwarzen Adler ma:Chriſtian Witzel aus Dingelſtädt in Thüringen.
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bezeichnet mit der Firma:

t Das zum erſten Male zum hieſigen Jahrmarkte angekommene
welches in dem geſtrigen Wochenblatt Seite 479 angekündigt war, befindet ſich nicht vor der „Stadt

Flanell-

Friſch gebrannter Kalk,
Montag und Dienstag, den 2. u. 3. April,
auf der Ziegelei am Weinberge bei Halle
bei A. E. Lehmann.

Cigarren, alte abgelagerte Waare,
Bremer und Hamburger Fabrikat,
Varinas-Canaſter, ſchoner, alter,
leichter Taback, ausgeſchnitten, in Rollen
und ganzen Koörben billigſt bei

W. Fürſtenberg.
Dienstag den 3. April ſollen die ruſſ.

Eſſen zu Wörmlitz und Ammendorf,
und Mittwoch den 4. April die zu Doöll-
nitz und Lochau ausgebrannt werden,
welches zur Nachricht des Publikums hier-
durch bekannt gemacht wird.

Der Kreis Schornſteinfeger- Meiſter
Becker.

Wohnungs Veränderung.
Einem hochgeehrten hieſigen und aus-

wärtigen Publikum die ergebenſte Anzeige,
daß ich mein Geſchaft nach der Spiegel-
gaſſe Nr. 59 verlegt habe und bitte auch,
mich in meinem neuen Lokal beehren zu
wollen.

Franz Lüdicke, Schneidermeiſter.

Ein Burſche, am liebſten vom Lande,
kann in die Lehre treten beim

Schneidermeiſter Lüdicke,
Spiegelgaſſe Nr. 59.

Ein guter einſpanniger Kutſchwagen
ſteht billig zu verkaufen

Domplatz Nr. 9220.

Hausverkauf.
Ein in guter Lage hieſiger Stadt ſich

befindendes, brauberechtigtes Wohnhaus
mit daran ſtoßendem Garten und allem
andern Zubehoör, welches ſich hauptſachlich
für einen Oeconomen, hinſichtlich der Lage
aber auch für jedes andere Geſchaft eignet,
ſoll veränderungshalber unter billigen Be
dingungen ſofort verkauft werden durch

F. A. Köhler in Zeitz,
Badergaſſe Nr. 405.

Kapital-Geſfuch.
Auf landliche Beſitzungen wird ein

Kapital von 1300 zur erſten Hypo-
thek, jedoch ohne Unterhändler, geſucht.
Näheres im Fürſtenthale 1 Treppe hoch.

Halle, am 29. März 18489.
Graun.

Ritterguts-Verkauf.
Ein Rittergut von vorzüglichem Bo-

den, zwiſchen Halle und Leipzig, gegen
1004 Morgen groß, iſt Familienverhält-
niſſe wegen zu verkaufen, wobei auch gute
Papiere in Zahlung genommen werden.
Nahere Auskunft wird auf frankirte An-
fragen, an A. B. 35 poste, restante Halle,
vom Beſitzer ertheilt werden.

ensions Anerbieten.
Eine anständige Familie wünseht ei-

nige Söhne auswärtiger Eltern, welche
die hiesigen Schulen besuchen, bei sich
aufzunehmen. Die naturgemässeste phy-
sische Pflege, so wie die treueste Sorg-
falt für die geistige Entwickelung der
ihr Anvertrauten, würde als heiligste
Pflicht betrachtet werden, während die
bescheidensten Bedingungen es leicht ma-
chen würden, anf dieses Anerbieten ein-
zugehen. Nähere Auskunft wird in der
Apotheke des Waisenhauses ertheilt.

Pianoforte, neue und gebrauchte,
letztere auch zum Vermieihen, empfehlen

Steingräber Comp.,
Halle, Barfüßerſtraße Nr. 90.

Montag den 2. und Donnerstag den
5. April Broihan, auch iſt fortwährend
Lagerbier zu haben im Schwemm Brau

hauſe bei Müller.
Ah

Vortheilhaftes Anerbieten.
Einem unverheiratheten jungen Manne

von einiger Bildung, welcher 6 bis 800
baare, jetzt disponible Mittel beſitzt und
ſogleich eintreten kann, wird in einem
Wein- und Reſtaurations-Geſchaft in Leip-
zig eine gute Stellung geboten. Derſelbe
hat die Kaſſe und Aufſicht zu führen und
iſt daher nur mäßig und angenehm be
ſchäftigt. Für die Kapitaleinlage wird
vollkommene Sicherſtellung gewährt. Das
Nähere hierüber ertheilt im Auftrage A.
Kuckenburg in Halle, Leipzigerſtraße
Nr. 285.

Theater.
Herr Director Bredow wird hiermit

erſucht, das neue Luſtſpiel von Puttlitz:
„„Familien-Zwiſt und Frieden welches
beinah täglich in Leipzig und Magde-
burg mit entſchiedenem Beifall gegeben
wird, auch hier in Halle recht bald zur
Aufführung zu bringen. Das Luſtſpiel

wird eine um ſo freundlichere Aufnahme

ch D.

GSehauerſche Buchdruckerei.

finden, da Herr v. Puttlitz hier ſtudirte
und ſich ſchon damals viele Freunde er-

worben. D. D.
Trhheater- Anzeige.

Einem hochgeehrten hieſigen und aus-
wärtigen Publikum mache hiermit die er
gebene Anzeige: daß es mir gelungen,
Herrn und Madame Brus, So-
lotänzer vom Königlichen Hof-
theater zu Berlin fur eine Vorſtel-
lung zu gewinnen, die Montag den 2.
April im Theater ſtattfinden wird.

Jm Vertrauen auf die zahlreiche Theil-
nahme der hieſigen Kunſtfreunde habe ich
ein bedeutendes Honorar bewilligt, doch
ſteht daſſelbe noch in keinem Verhältniſſe
zu der außerordentlichen Kunſtfertigkeit der
Gaſte, die gegenwärtig in Leipzig mit dem
ſelben glänzenden Erfolge, wie bereits auf
allen bedeutenden Buhnen des Jn- und
Auslandes, vor ſtets gedrängt vollen Hau
ſern gaſtiren.

Beſtellungen auf Billets (zu Kaſſen
preiſen) zu dieſer Vorſtellung werden von
heute ab im Theaterbureau entgegenge-
nommen.

Sonntag, den 1. April. Zampa oder
Die Marmorbraut, heroiſche Oper
in 3 Akten von Herold.
ne
FamilienNachrichten.

Verlobungs- Anzeige.
Die Verlobung unſerer Tochter Amalie

mit dem Gutsbeſitzer Herrn Theodor
Jänicke in Löbejün zeigen wir hiermit
Verwandten und Freunden ſtatt jeder be
ſondern Meldung nur auf dieſem Wege an.

Gröbers, d. 29. März 1849.
Schaaf und Frau.

Amalie Schaaf,
Theodor Jänicke,

Verlobte.

Verlobungs- Anzeige.
Als Verlobte empfehlen ſich

Chriſtiane Groöper,
Ferdinand Peter.

Volkmaritz, den 25. März 1849.
Todes- Anzeige.

Geſtern Morgen entriß uns der Tod
unſern guten Hermann in einem Alter
von 5 Jahren, welches theilnehmenden
Verwandten und Freunden hiermit anzeigen

Bambach und Frau.
Trotha, den 29. März 1849.



Beilage zu Nr. 75 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Freitag, den 30. März 1849.
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Deutſche Nationalverſammlung.
Frankfurt, d. 26. März.

(Morgen-Sitzung.)
Die Sitzung wird um 9 Uhr eröffnet. Nach der Verleſung des

Ueber einen Zuſatzantrag zu S. 67, geſtellt von den Agg. Möring und Ge
noſſen: „Die Richter bei dem Reichsgerichte werden auf Vorſchlag der ein
zelnen Staaten ernannt wird namentlich abgeſtimmt und derſelbe mit

rn verkündet der Vorſitzende, daß der Abg. Küntzel ſeine Er
ärung über die vom Abg. von Schmerling ihm gegenüber gemachte

und vom Abg. Venedey berührte Aeußerung (ſiehe den Bericht der 192.
Sitzung) ſchriftlich bei dem Bureau eingereicht hat. Der Vorſitzende
berichtet über eingelaufene Flottenbeiträge.
ich ferner die Ermächtigung, den Bericht des volks wirthſchaftlichen
usſchuſſes nach deſſen Wunſche in größerer Anzahl drucken zu laſſen,

damit derſelbe von den Abgeordneten in ihren Wahlbezirken gehörig
verbreitet würde. Die Verſammlung ertheilt ihm die Ermächtigung
und geht hierauf zur Tagesordnung über. Folgende Paragraphen wer-
den angenommen

Artikel XI.
8. 52. Den Umfang der Gerichtsbarkeit des Reiches beſtimmt der

Abſchnitt vom Reichsgericht.
Artikel XxII.

Der Vorſitzende erbittet

S. 53. Der Reichsgewalt liegt es ob, die Kraft der Reichsverfaſ
ſung allen Deutſchen verbürgten Rechte oberaufſehend zu wahren

S. 54. Der Reichsgewalt liegt die Wahrung des Reichsfrie
dens ob.Sie hat die für die Aufrechthaltung der innern Sicherheit und
Ordnung erforderlichen Maßregeln zu treffen:

1) wenn ein deutſcher Staat von einem andern deutſchen Staate
in ſeinem Frieden geſtört oder gefährdet wird;

2) wenn in einem deutſchen Staate die Sicherheit und Ordnung
durch Einheimiſche oder Fremde geſtört oder gefährdet wird.
Doch ſoll in dieſem Falle von der Reichsgewalt nur dann ein
geſchritten werden, wenn die betreffende Regierung ſie ſelbſt
dazu auffordert, es ſei denn, daß dieſelbe dazu notoriſch außer
Stande iſt oder der gemeine Reichsfrieden bedroht erſcheint

3) wenn die Verfaſſung eines deutſchen Staates gewaltſam oder
einſeitig aufgehoben oder verändert wird und durch das Anru-
fen des Reichsgerichtes unverzügliche Hilfe nicht zu erwirken iſt.

g. 55. Die Maßregeln, welche von der Reichsgewalt zur Wah
rung des Reichsfriedens ergriffen werden können, ſind: 1) Erlaſſe,
2) Abſendung von Commiſſarien 3) Anwendung von bewaffneter
acht.Ein Reichsgeſetz wird die Grundſätze beſtimmen nach welchen die
durch ſolche Maßregeln veranlaßten Koſten zu tragen ſind.

g. 56. Der Reichsgewalt liegt es ob, die Fälle und Formen, in
welchen die bewaffnete Macht gegen Stoörungen der öffentlichen Ord
nungen angewendet werden ſoll, durch ein Reichsgeſetz zu beſtimmen.

S. 57. Der Reichsgewalt liegt es ob, die geſetzlichen Normen
e Erwerb und Verluſt des Reichs und Staatsbürgerrechts feſt-
zuſetzen.

g. 58. Der Reichsgewalt ſteht es zu, über das Heimathsrecht
Reichsgeſetze zu erlaſſen und die Ausführung derſelben zu überwachen.

S. 59. Der Reichsgewalt ſteht es zu, unbeſchadet des durch die
Grundrechte gewährleiſteten Rechts der freien Vereinigung und Ver
ſammlung, Reichsgeſetze über das Aſſociationsweſen zu erlaſſen.

J. 60. Die Reichsgeſetzgebung hat für die Aufnahme öffentlicher
Urkunden diejenigen Erforderniſſe feſtzuſtellen, welche die Anerken-
nung ihrer Aechtheit in ganz Deutſchland bedingen.

ſ. 61. Die Reichsgewalt iſt befugt, im Jntereſſe des Geſammt
wohls allgemeine Waßregan Gr die Fglundheitspftege zu treffen.

rtikel XIII.
S. 62. Die Reichsgewalt hat die Geſetzgebung, ſoweit es zur Aus

führung der ihr verfaſſungsmäßig übertragenen Befugniſſe und zum
Schutze der ihr überlaſſenen Anſtalten erforderlich iſt.

J. 63. Die Reichsgewalt iſt befugt, wenn ſie im Geſammtintereſſe
Deutſchlands gemeinſame Einrichtungen und Maßregeln nothwendig fin
der, die zur Begründung derſelben erforderlichen Geſetze in den für die
Veränderung der Verfaſſung vorgeſchriebenen Formen zu erlaſſen.

J. 64. Der Reichsgewalt liegt es ob, durch die Erlaſſung allgemei
ner Geſetzbücher über bürgerliches Recht, Handels und Wechſelrecht,
Strafrecht und gerichtliches Verfahren die Rechtseinheit im deutſchen
Volk zu begründen.

J. 65. Alle Geſetze und Verordnungen der Reichsgewalt erhalten
verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung von Reichswegen.

S. 66. Reichsgeſetze gehen den Geſetzen der Einzelſtaaten vor, in
ſofern ihnen nicht ausdrücklich eine nur ſubſidiäre Geltung beigelegt iſt.

Artikel XIV.
67. Die Anſtellung der Reichsbeamten geht vom Reiche aus.

Die Dienſtpragmatik des Reiches wird ein Reichsgeſetz feſtſtellen.

281 gegen 228 Stimmen abgelehnt.
Der Vorſitzende will ſogleich nach dem im Eiſenſtuckſchen Antrage

vorgeſchlagenen Verfahren über den dritten Abſchnitt „das Reichsoberhaupt“
hinweg zur Abſtimmung über Abſchnitt IV. „der Reichsrath“ ſchreiten.
Allein der Abg. Schoder ſtellt einen Antrag welcher dahin geht, den Ab
ſchnitt V. nach dem Abſchnitte III. zur Abſtimmung zu bringen, da eine
Entſcheidung über den Reichsrath ohne die Feſtſtellung des Reichsoberhaup
tes nicht möglich ſei. Die Abgg. Rieſſer, Welcker erklären ſich für,
die Abgg. Simon von Trier, Wigard, Schüler aus Jena gegen die
ſen Antrag. Die Verſammlung nimmt denſelhen an und ſchreitet alsdann
zur Abſtimmung über Abſchnitt V. „der Reichstag Folgende Faſſung
wird angenommen.

Abſchnitt V. Der Reichstag.
Artikel I.

H. 91. Der Reichstag beſteht aus zwei Häuſern, dem Staatenhaus und
dem Volkshaus.

Artikel II.
H. 92. Das Staatenhaus wird gebildet aus den Vertretern der deut

ſchen Staaten.
h 9 Die Zahl der Mitglieder vertheilt ſich nach folgendem Ver

ältniß

Preußen 40 MitgliederOeſterreich 38Baiern t 18Sachſen 10Hannover 10Württemberg 10Baden
Kurheſſen
Groſſherzogthum Heſſen
Holſtein (-Schleswig, ſ. Reich H. 1
Mecklenburg Schwerin
Luxemburg Limbur
Naſſau
Braunſchweig
Oldenburg
Sachſen Weimar
Sachſen Koburg Gotha
Sachſen Meiningen -Hildburghauſen
Sachſen Altenburg
Mecklenburg Strelitz
Anhalt Deſſau
Anhalt Bernburg
Anhalt- Köthen
Schwarzburg Sondershauſen
Schwarzburg Rudolſtadt
Hohenzollern Hechingen
Liechtenſtein
Hohenzollern Sigmaringen
Waldeck
Reuß ältere Linie
Reuß jüngere Linie
Schaumburg Lippe
Lippe- Detmold
Heſſen Homburg
Lauenburg
Lübeck

Frankfurt
Bremen
Hamburg

7

5

7

r

r

L

192 Mitglieder.
Zuſatzantrag des Verfaſſungsausſchuſſes zu H. 93. So lange die deutſch
öſterreichiſchen Lande an dem Bundesſtaat nicht theilnehmen, erhalten nach
folgende Staaten eine größere Anzahl von Stimmen im Staatenhauſe
nämlich

Baiern 20Sachſen 12Hannover 12Württemberg 12Baden 10Großherzogthum Heſſen 8

Kurheſſen 7Naſſau 4Hamburg 2



10

Ein Minoritätserachten, welches dahin geht, Oeſterreich gleich Preußen 40
Stimmen im Staatenhauſe zuzugeſtehen, wird bei namentlicher Abſtimmung
mit 289 gegen 232 Stimmen abgelehnt. Abgelehnt wird ferner ein zwei
tes Minoritätserachten, welches will, daß Hamburg zwei Stimmen im
Staatenhauſe erhalte. Ueber den Zuſatzantrag des Verfaſſungsausſchuſ
ſes wurde namentlich abgeſtimmt und derſelbe mit 290 gegen 231 ange
nommen.

Bevor H. 94 des Ausſchußantrages zur Abſtimmung gelangt, wird das
erſte Alinea eines Minoritätserachten von Schüler, Wigard und Genoſſen
zur namentlichen Abſtimmung gebracht und mit 325 gegen 188 Stimmen
verworfen. Es lautet: „„Die Mitglieder des Staatenhauſes werden durch
die Volksvertretung der einzelnen Staaten erwählt.“ Hierauf wird die
Sitzung vertagt. Schluß der Sitzung 1 Uhr.

Frankfurt, den 26. März.
(AbendSitzung.)

Die Sitzung wird um 4 Uhr eröffnet. Ein Antrag des Abg. Goltz
und Genoſſen zu H. 94 gelangt zuerſt zur namentlichen Abſtimmung. Er
lautet: „Die Mitglieder des Staatenhauſes werden in der Weiſe gewählt,
daß die eine Hälfte derſelben die Volksvertretung der betreffenden Staaten
ernennt, für die andere Hälfte aber die Volksvertretung der betreffenden
Staaten die dreifache Zahl vorſchlägt, aus welcher das betreffende Gouver-
nement wählt.“ Er wird mit 316 gegen 188 Stimmen abgelehnt. Ueber
den Antrag von Möring und Genoſſen „Die Mitglieder des Staatenhau-
ſes werden zur Hälfte durch die Regierung und zur Hälfte durch die Volks-
vertretung der betreffenden Staaten ernannt. Jn denjenigen deutſchen
Staaten welche aus mehreren Provinzen oder Ländern mit abgeſonderter
Verfaſſung oder Verwaltung beſtehen, ſind die durch die Volksvertretung
dieſes Staates zu ernennenden Mitglieder des Staatenhauſes nicht von der
allgemeinen Landesvertretung, ſondern von den Vertretungen der einzelnen
Länder und Provinzen (Provinzialſtänden) zu ernennen. Das Verhältniß,
nach welchem die Zahl der dieſem Staate zukommenden Mitglieder des
Staatenhauſes unter die einzelnen Länder oder Provinzen zu vertheilen iſt,
bleibt der Landesgeſetzgebung vorbehalten wird durch das Aufſtehen und
Sitzenbleiben, wegen des zweifelhaften Reſultates aber alsdann durch
Stimmzettel abgeſtimmt und derſelbe mit 265 gegen 247 Stimmen ange-
nommen und ſomit iſt das erſte Alinea des H. 94 verworfen und der an-
genommene Antrag kommt an deſſen Stelle. Der Paragraph lautet
daher

H. 94. Die Mitglieder des Staatenhauſes werden zur Hälfte durch
die Regierung und zur Hälfte durch die Volksvertretung der betreffenden
Staaten ernannt. Jn denjenigen deutſchen Staaten welche aus mehre-
ren Provinzen oder Ländern mit abgeſonderter Verfaſſung oder Verwal-
tung beſtehen, ſind die durch die Volksvertretung dieſes Staates zu er-
nennenden Mitglieder des Staatenhauſes nicht von der allgemeinen Lan-
desvertretung ſondern von den Vertretungen der einzelnen Länder und
Provinzen (Provinzialſtänden) zu ernennen. Das Verhältniß, nach wel
chem die Zahl der dieſem Staate zukommenden Mitglieder des Staaten-
hauſes unter die einzelnen Länder oder Provinzen zu vertheilen iſt, bleibt
der Landesgeſetzgebung vorbehalten.

Wo zwei Kammern beſtehen und eine Vertretung nach Provinzen nicht
ſtattfindet, wählen beide Kammern in gemeinſamer Sitzung nach abſo
luter Stimmenmehrheit.

S. 95. Jn denjenigen Staaten welche nur ein Mitglied in das Staga
tenhaus ſenden, ſchlägt die Regierung drei Candidaten vor, aus denen
die Volksvertretung mit abſoluter Stimmenmehrheit wählt.

Auf dieſelbe Weiſe iſt in denjenigen Staaten, welche eine ungerade
von Mitgliedern ſenden in Betreff des letzten derſelben zu ver-

ahren.
S. 96. Wenn mehrere deutſche Staaten zu einem Ganzen verbunden

werden, ſo entſcheidet ein Reichsgeſetz über die dadurch etwa nothwendig
werdende Abänderung in der Zuſammenſetzung des Staatenhauſes.

S. 97. Mitglied des Staatenhauſes kann nur ſein wer
1) Staatsbürger des Staates iſt, welcher ihn ſendet
2) das 30ſte Lebensjahr zurückgelegt hat,
3) ſich im vollen Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen

Rechte befindet.
H. 98. Die Mitglieder des Staatenhauſes werden auf ſechs Jahre

gewählt. Sie werden alle drei Jahre zur Hälfte erneuert.
Auf welche Weiſe nach den erſten drei Jahren das Ausſcheiden der ei

nen Hälfte ſtattfinden ſoll, wird durch ein Reichsgeſetz beſtimmt. Die
Ausſcheidenden ſind ſtets wieder wählbar.

Wird nach Ablauf dieſer drei Jahre und vor Vollendung der neuen
Wahlen für das Staatenhaus ein außerordentlicher Reichstag berufen,
ſo treten, ſo weit die neuen Wahlen noch nicht ſtattgefunden haben, die
früheren Mitglieder ein.

Artikel III.
v 7 Das Volkshaus beſteht aus den Abgeordneten des deutſchen

olkes.

H. 100. Die Mitglieder des Volkshauſes werden für das erſte Mal
auf vier Jahre, demnächſt immer auf drei Jahre gewaählt.

Die Wahl geſchieht nach den in dem Reichswahlgeſetze enthaltenen
Vorſchriften.

Artikel IV.
H. 101. Die Mitglieder des Reichstags beziehen aus der Reichskaſſe

ein gleichmäßiges Tagegeld und Entſchädigung für ihre Reiſekoſten. Das
Nähere beſtimmt ein Reichsgeſetz.

102. Die Mitglieder beider Häuſer können durch Jnſtruktionen
nicht gebunden werden.

H. 103. Niemand kann u Mitglied von beiden Häuſern ſein.
rtikel V.

H. 104. Zu einem Beſchluß eines jeden Hauſes des Reichstages iſt
die Theilnahme von wenigſtens der Hälfte der geſetzlichen Anzahl ſeiner
Mitglieder und die einfache Stimmenmehrheit erforderlich.

J Falle der Stimmengleichheit wird ein Antrag als abgelehnt be
trachtet.

Wenn es ſich von der Erlaſſung ſolcher Geſetze handelt, durch welche
Einrichtungen und Maßregeln begründet werden ſollen, die der Kom-
petenz der Reichsgewalt nicht ausdrücklich zugewieſen ſind (Abſchnitt von
der Reichsgewalt, Art. XIII. G. 58 am Ende), ſo iſt für die Schluß-
abſtimmung eines jeden Hauſes eine Mehrheit von wenigſtens zwei Drit
teln der Stimmen erforderlich.

H. 105. Das Recht des Geſetzvorſchlages, der Beſchwerde, der Adreſſe
und der Erhebung von Thatſachen, ſowie der Anklage der Miniſter,
ſteht jedem Hauſe zu.

106. Ein Reichstagsbeſchluß kann nur durch die Uebereinſtimmung
beider Häuſer gültig zu Stande kommen.

S. 107. Ein Reichstagsbeſchluß, welcher die Zuſtimmung der Reichs
regierung nicht erlangt hat, darf in derſelben Sitzungsperiode nicht
wiederholt werden.

Jſt von dem Reichstag in drei ſich unmittelbar folgenden ordentlichen
Sitzungsperioden derſelbe Beſchluß unverändert gefaßt worden ſo wird
derſelbe, auch wenn die Zuſtimmung der Reichsregierung nicht erfolgt,
mit dem Schluſſe des dritten Reichstages zum Geſetz.

Eine ordentliche Sitzungsperiode, welche nicht wenigſtens vier Wochen
dauert, wird in dieſer Reihenfolge nicht mitgezählt.

Die beiden erſten Alineas aus den Minoritätserachten Gülich, Schrei-
ner, Mittermaier u. A. wurden bei namentlicher Abſtimmung mit 385
gegen 127 Stimmen angenommen. Das dritte Alinea iſt gleichfalls das
des Minoritätserachtens.

H. 108. Bei Feſtſtellung des Reichshaushaltes treten folgende Beſtim
mungen ein
1) Alle die Finanzen betreffenden Vorlagen der Reichsregierung gelan-

gen zunächſt an das Volkshaus.
2) Bewilligungen von Ausgaben dürfen nur auf Antrag der Reichsre-

gierung und bis zum Belauf dieſes Antrages erfolgen. Jede Be
willigung gilt nur für den Zweck, für welchen ſie beſtimmt worden.
e Verwendung darf nur innerhalb der Grenze der Bewilligung
erfolgen.

3) Die Dauer der Finanzperiode und Budgetbewilligung iſt ein Jahr.
4) Das Budget über die regelmäßigen Ausgaben des Reichs und über

den Reſervefond, ſo wie über die für beides erforderlichen Deckungs
mittel wird auf dem erſten Reichstag durch Reichstagsbeſchlüſſe feſt
geſtellt. Eine Erhöhung dieſes Budgets auf ſpäteren Reichstagen
erfordert gleichfalls einen Reichstagsbeſchluß.

5) Dieſes ordentliche Budget wird auf jedem Reichstage zuerſt dem
Volkshaus vorgelegt, von dieſem in ſeinen einzelnen Anſätzen nach
den Erläuterungen und Belegen, welche die Reichsregierung vorzu
legen hat, geprüft und ganz oder theilweiſe bewilligt oder verworfen.

6) Nach erfolgter Prüfung und Bewilligung durch das Volkshaus wird
das Budget an das Staatenhaus abgegeben. Dieſem ſteht, inner-
halb des Geſammtbetrags des ordentlichen Budgets, ſowie derſelbe
auf dem erſten Reichstage oder durch ſpätere Reichstagsbeſchlüſſe
feſtgeſtellt iſt, nur das Recht zu, Erinnerungen und Ausſtellungen
zu machen, über welche das Volkshaus endgiltig beſchließt.

7) Alle außerordentlichen Ausgaben und deren Deckungsmittel bedür-
fen, gleich der Erhöhung des ordentlichen Budgets, eines Reichs
tagsbeſchluſſes.

8) Die Nachweiſung über die Verwendung der Reichsgelder wird dem
Reichstage und zwar zuerſt dem Volkshauſe, zur Prüfung und
zum Abſchluß vorgelegt.

Artikel VI.
H. 109. Der Reichstag verſammelt ſich jedes Jahr am Sitze der

Reichsregierung. Die Zeit der Zuſammenkunft wird vom Reichsober-
haupte bei der Einberufung angegeben inſofern nicht ein Reichsgeſetz
dieſelbe feſtſetzt.

Außerdem kann der Reichstag zu außerordentlichen Sitzungen jeder
Zeit vom Reichsoberhaupte einberufen werden.
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H. 110. Die ordentliche Sitzungsperiode der Landtage lin den Einzel-
ſtaaten ſollen mit denen des Reichstages in der Regel nicht zuſammen
fallen. Das Nähere bleibt einem Reichsgeſetz vorbehalten.

H. 111. Das Volkshaus kann durch das Reichsoberhaupt aufgelöſt
werden.

Jn dem Falle der Auflöſung iſt der Reichstag binnen drei Monaten
u verſammeln.p S. C Die Auflöſung des Volkshauſes hat die gleichzeitige Ver

tagung des Staatenhauſes bis zur Wiederberufung des Reichtages zur
olge.Sie Sitzungsperioden beider Häuſer ſind dieſelben

H. 113. Das Ende der Sitzungsperiode des Reichstags wird vom
Reichsoberhaupt beſtimmt.m a Vertagung des Reichstages oder eines der beiden Häu
ſer durch das Reichsoberhaupt bedarf, wenn ſie nach Eröffnung der
Sitzung auf länger als vierzehn Tage ausgeſprochen werden ſoll, der
Zuſtimmung des Reichstages oder des betreffenden Hauſes.

Auch der Reichstag ſelbſt ſo wie jedes der beiden Häuſer kann ſich
auf vierzehn Tage vertagen.

Schluß der Sitzung 7 Uhr.

Frankfurt, d. 27. März.
(Morgenſitzung.)

Nachdem der Vorſitzende den Austritt des Abg. Hofer aus Pfarr-
kirchen und einen Flottenbeitrag angezeigt, verkündet er ſogleich den
Uebergang zur Tagesordnung. Angenommen werden

Artikel VIll.
g. 115. Jedes der r S ſeinen Präſidenten, ſeine
icepräſidenten und ſeine Schriftführer.h Die Sitzungen beider Häuſer ſind öffentlich. Die Ge-

ſchäftsordnung eines jeden Hauſes beſtimmt, unter welchen Bedin-
gungen vertrauliche Sitzungen ſtattfinden können.

g. 117. Jedes Haus prüft die Vollmachten ſeiner Mitglieder und
entſcheidet über die Zulaſſung derſelben.

g. 118. Jedes Mitglied leiſtet bei ſeinem Eintritt den Eid: „IJch
ſchwöre, die deutſche Reichsverfaſſung getreulich zu beobachten und
aufrecht zu erhalten, ſo wahr mir Gott helfe

S. 119. Jedes Haus hat das Recht, ſeine Mitglieder wegen un
würdigen Verhaltens im Hauſe zu beſtrafen und äußerſten Falls
auszuſchließen. Das Nähere beſtimmt die Geſchäftsordnung jedes

es.v Ausſchließung kann nur dann ausgeſprochen werden, wenn
eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen ſich dafür entſcheidet.

120. Weder Ueberbringer von Bittſchriften noch überhaupt De-
purationen ſollen in den Häuſern zugelaſſen werden.

H. 121. Jedes Haus hat das Recht, ſich ſeine Geſchäftsordnung
ſelbſt zu geben. Die geſchäftlichen Beziehungen zwiſchen beiden Häu
ſern werden durch Uebereinkunft beider Häuſer geordnet.

Artikel Vlll.
122. Ein Mitglied des Reichstags darf während der Dauer

der Sitzungsperiode ohne Zuſtimmung des Hauſes, zu welchem es ge-
hört, wegen ſtrafrechtlicher Anſchuldigungen weder verhaftet, noch in
Unterſuchung gezogen werden, mit alleiniger Ausnahme der Ergrei-
fung auf friſcher That.

H. 123. Jn dieſem letzteren Falle iſt dem betreffenden Hauſe von
der angeordneten Maßregel ſofort Kenntniß zu geben. Es ſteht dem-
ſelben zu, die Aufhebung We oder Unterſuchung bis zum Schluſſe

Sitzungsperiode zu verfügen.der e Dieſelbe Befugniß ſteht jedem Hauſe in Betreff einer
Verhaftung oder Unterſuchung zu, welche über ein Mitglied deſſel-
ben zur Zeit ſeiner Wahl verhängt geweſen oder nach dieſer bis zu
Eröffnung der Sitzungen verhängt worden iſt.

125. Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit
wegen ſeiner Abſtimmung oder wegen der in Ausübung ſeines Be
rufes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder disciplinariſch verfolgt
oder ſonſt außerhalb der Verſammlung zur Verantwortung gezogen

werver. Artikel 1X.
H. 126. Die Reichsminiſter haben das Recht, den Verhandlungen

beider Häuſer des Reichstages beizuwohnen und jederzeit von denſel
ben gehört zu werden.

9. 127. Die Reichsminiſter haben die Verpflichtung, auf Verlan-
gen jedes der Häuſer des Reichstages in demſelben zu erſcheinen und

Auskunft zu ertheilen oder den Grund anzugeben, weshalb dieſelbe
nicht ertheilt werden könne.

9. 128. Die Reichsminiſter können nicht Mitglieder des Staaten
hauſes ſein.

S. 129. Wenn ein Mitglied des Volkshauſes im Reichsdienſt ein
Amt oder eine Beförderung annimmt, ſo muß es ſich einer neuen
Wahl unterwerfen; es behält ſeinen Sitz im Hauſe bis die neue
Wahl ſtattgefunden hat.

Nach Vollendung der Abſtimmung über Abſchnitt V „der Reichs
tag“ wird über den bereits in zweiter Leſung angenommenen Ab
ſchnitt VI „das Reichsgericht“ zur zweiten Leſung des Abſchnitts
VIli „die Gewähr der Verfaſſung“ geſchritten.

Abſchnitt VII. Die Gewähr der Verfaſſung.
Artikel J.

Die Abſtimmung über H. 195 iſt einſtweilen ausgeſetzt, bis über
die Oberhauptsfrage entſchieden ſein wird.

S. 196. Die Reichsbeamten haben beim Antritt ihres Amtes einen
Eid auf die Reichsverſaſſung zu leiſten. Das Nähere beſtimmt die
Dienſtpragmatik des Reiches.

8. 197. Ueber die Verantwortlichkeit der Reichsminiſter ſoll ein
beſonderes Reichsgeſetz erlaſſen werden.

S. 198. Die Verpflichtung auf die Reichsverfaſſung wird in den
Einzelſtaaten mit der Verpflichtung auf die Landesverfaſſung ver
bunden und dieſer vorangeſetzt.

Artikel I.
S. 199. Keine Beſtimmung in der Verfaſſung oder in den Ge-

ſetzen eines Einzelſtaates darf mit der Reichsverfaſſung in Wider
ſpruch ſtehen.

S. 200 Eine Aenderung der Regierungsform in einem Einzelſtaate
kann nur mit Zuſtimmung der Reichsgewalt erfolgen. Dieſe Zuſtim
mung muß in den für Aenderungen der Reichsverfaſſung vorgeſchriebenen
Formen gegeben werden.

Das erſte Alinea des H. 200. wird bei namentlicher Abſtimmung mit
310 gegen 206, das zweite mit 282 gegen 235 Stimmen angenommen.

Artikel III.
S. 201. Abänderungen in der Reichsverfaſſung können nur durch

c Beſchluß beider Häuſer und mit Zuſtimmung des Reichsoberhaupts
erfolgen.

Der Zuſtimmung des Reichsoberhauptes bedarf es nicht, wenn in drei
ſich unmittelbar folgenden ordentlichen Sitzungsperioden derſelbe Reichs
tagsbeſchluß unverändert gefaßt wird.

Eine ordentliche Sitzungsperiode, welche nicht wenigſtens vier Wochen
dauert wird in dieſer Reihenfolge nicht mitgezählt.

Zu einem ſolchen Beſchluß bedarf es in jedem der beiden Häuſer
1) der Anweſenheit von wenigſtens zwei Dritteln der Mitglieder
2) zweier Abſtimmungen, zwiſchen welchen ein Zeitraum von wenigſtens

acht Tagen liegen muß
3) einer Stimmenmehrheit von wenigſtens zwei Dritteln der anweſenden

Mitglieder bei jeder der beiden Abſtimmungen.
Ueber die erſten drei Alineas, deren zweites und drittes dem Mino

ritätserachten der Abgeordneten Schüler Wigard und Simon entnom
men, wurde zugleich namentlich abgeſtimmt und dieſelben mit 272 gegen
243 Stimmen angenommen.

Artikel IV.
202. Jm Falle des Kriegs oder Aufruhrs können die Beſtimmun-

gen der Grundrechte über Verhaftung Hausſuchung und Verſammlungs
recht von der Reichsregierung oder der Regierung eines Einzelſtaates
für einzelne Bezirke zeitweiſe außer Kraft geſetzt werden jedoch nur un
ter folgenden Bedingungen
1) die Verfügung muß in jedem einzelnen Falle von dem Geſammtmi-

niſterium des Reiches oder Einzelſtaates ausgehen
2) das Miniſterium des Reiches hat die Zuſtimmung des Reichstages,

das Miniſterium des Einzelſtaates die des Landtages, wenn dieſelben
zur Zeit verſammelt ſind, ſofort einzuholen. Wenn dieſelben nicht
verſammelt ſind, ſo darf die Verfügung nicht länger als 14 Tage
dauern ohne daß dieſelben zuſammenberufen und die getroffenen Maß
regeln zu ihrer Genehmigung vorgelegt werden.
Weitere Beſtimmungen bleiben einem Reichsgeſetz vorbehalten.
Für die Verkündigung des Belagerungszuſtandes in Feſtungen blei

ben die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften in Kraft.
Ein Antrag der Minorität von Trützſchler und Genoſſen, in die Rubrik
2) des S. 202 zwiſchen die Worte „„ſo““ und „darf“ einzuſchieben die Worte
„muß gleichzeitig mit der Verfügnng die Einberufung erfolgen“ wird mit
341 gegen 181 Stimmen verworfen,

Schluß der Sitzung 1 Uhr.



Bekanntmachungen.
Die Gewerkſchaft der Braunkohlengrube

„Marie“ zu Preußlitz macht hierdurch
öffentlich bekannt, daß ſie gleich ihren
Nachbarn vom 2. April d. J. ab die Tonne
Braunkohlen auf der Grube zu 4 Silber-
groſchen Preußiſch verkauft.

Preußlitz, den 24. März 1849.
Jm Auftrage:

Ed. Schroeter, Schichtmeiſter.

Gesangbücher,
Halleſche, Magdeburger, Berliner,

alleſche Dom und deutſch katholiſche
empfehle ich ord. u. ff. ge-

bunden billigſt. J. G. Grogge.
Große Ulrichsſtraße Nr. 15.

dem

12

Aerztliches Teugniss.
Nachdem ich schon früher die wohblthätigen Wirkungen der Ohrenmagnete

bei rheumatischen Leiden des Kopfes, der Zähne und vorzüglich des Gehörgangs,
erprobt hatte, habe ich jetzt von Neuem die Goldberger'schen Ohren-
magnete bei obigen Leiden verschiedener Art mit gutem, oft mit überraschen-

rfolge angewendet. Ich kann daher dieses leicht anzuwendende Heilmittel
hiermit allen an chronischen Kopflkrankheiten Leidenden angelegentlichst empfeh-
len, da sehr oſt die grosse magnetische Kraft, so nahe an den leidenden Theil
angelegt, bei meinen Kranken eine schnelle heilsame Wirkung und Beseitigung
des Uebels hervorgebracht hat. Obiges kann ich der Wahrheit getreu hierdurch
pflichtgemäss bescheinigen.

Alsleben a/S. den 16. Januar 1849.
(I. S.) Dr. F. C. A. Buhle,

praktischer Arzt, Operateur und Geburtshelfer.
Von diesen weit und breit rühmlichst bekannten und bewährten

Acchten Ohren-agneten,
welche ein vorzüglich schmelles Heilmittel gegen Kopf leiden aller Art,
rheumatische Zahnschmerzen, Ohrenreissen und MHart-

Maſtochſen-Auetion
hörigkeit sind, halte ich stets zu den festgestellten Fabrikpreisen, à Paar
mit Gebrauchs-Anweisung, in elegantem Carton verpackt I Thlr. Pr. Cour. Lager

von 11 bis 15 Stück, Voigtländer, ſehr und empfehle dieselben zur geneigten Abnahme
fett, am 1. April 2 Uhr auf dem Ritter
gute Lösnig, Stunden von Leipzig. rn Forry in r.Soeben erſchien bei Louis Garcke in Merſeburg
und iſt durch alle gute Buchhandlungen zu beziehen

Franzöſiſches Leſebuch
C. A. Dadelli.

(Verfaſſer der franz. Grammatik.)
28 Bogen. gr. 8. geh. 25 Sgr.

Jn demſelben Verlage erſchien
Praktische

französische Grammatik
zum Gebrauch für Schulen, wie zum Privat- und

Selhbstunterricht.
Nach den neuesten Forschungen und Verbesserungen und

nach einer höchst fasslichen Methode bearbeitet
von

C. A. Radelliä.
1847. gr. 8. geh. 32 Bogen. 20 Sgr.

Dieſe Grammatik hat ſich des ungetheilten Beifalls aller
Sachverſtändigen zu erfreuen. Hohe und höchſte Schulbehör-
den haben dieſelbe empfohlen ebenſo praktiſche Lehrer der fran
zöſiſchen Sprache, auch wurde dieſelbe bereits vielfach
in den verſchiedenſten Schulen eingeführt. Unter
Andern ſchrieb der Provinzial Schulrath der Provinz Sachſen,
Dr. Schaub zu Magdeburg kurz nach Erſcheinen dieſes Leſe
buchs dem Verleger:

Ew. Wohlgeboren

Jndem ich Ew. Wohlgeboren für das überſendete Exemplar der
franzöſiſchen Grammatik von Radelli verbindlichſt danke, bin
ich gern bereit, dieſelbe bei vorkommender Gelegenheit zum Ge-
brauche in Schulen zu empfehlen, nachdem ich mich durch ge
nauere Anſicht überzeugt, daß ſie vor vielen andern Gramma-
tiken, welche häufig in Schulen benutzt werden anzuerkennende
Vorzüge hat c.

Der Oberlehrer Dr. Genthe am Gymnaſium zu Eisleben
giebt folgende Beurtheilung:

„„Die praktiſche franzöſiſche Grammatik von C. A. Radelli
zeichnet ſich durch Klarheit und Faßlichkeit, wie durch Reich
haltigkeit und Zweckmäßigkeit der Uebungsſtücke vor vielen ähn
lichen Werken aus. Jch habe mich derſelben ſeit einem Jahre
bei öffentlichem wie Privatunterrichte mit gutem Erfolge bedient
und kann ſie mit vollſter Ueberzeugung zur Einführung in
Schulen jeder Art empfehlen.“

Jn das vortheilhafteſte Licht möchte dieſe Grammatik
aber wohl ſtellen und ihren hohen Werth beſonders hervorzuhe-
ben geeignet ſein nachſtehende ausgezeichnete Kritik eines Franzo-
ſen, des Prof. Perregaux in Stettin.

II a toujours manqué en Allemagne un ouvrage, à usage
des Allemands qui veulent apprendre la langue française, cet
onvrage si désiré vient de paraitre, sous le ttre de Gram-
maire pratiquepar A. Radelli.

Elle est aussi claire et facile qu'on pent le désirer, réunit
tous les avantages dont ceux qui apprennent le francçais ont
été privés jusqu'ici, une foule de remarques et de règles
secondaires, jusqu'à maintenant inédites par tous les autres
grammairiens, sont expliquées avec une I ueidité étonnante

danke ich verbindlichſt für die gefällige Mittheilung der franzö dans ce nouvel et excellent ouvrage.
ſiſchen Grammatik von Radelli, von deren Jnhalt ich mit On peut prédire à Fauteur un vrai succès, car il n'y a
Vergnügen nähere Kenntniß genommen habe. Sehr gern bin ich aucun dounte qu'aussitöt que louvrage sera connu et apprécié
bereit, bei meinen Geſchäftsreiſen die Gymnaſien auf dieſelbe à sa valeur il sera suhbstitue dans tous les gymnases,
aufmerkſam zu machen und zur Einführung, wenn dieſe bean-
tragt wird das Meinige beizutragen c.

Der Regierungs und Schulrath Dr. Trinkler zu Merſe
burg ſchrieb dem Verleger ebenfalls

pensions, et écoles aux autres ouvrages de ce genre qui u'y
ont été usagées jusqu'à ce jour, que par défaut d'un livre
semblable à celui qui est Fohbjet de cette eritique.

Louis Perregaux, Professeur à Stettin

Gebauerſche Buchdruckerei.

gef.

an


	Der Courier
	Jahr
	Monat
	Tag
	No 75.
	[Seite 1]
	Seite 2
	Seite 3
	Seite 4
	Seite 5
	Seite 6
	Seite 7
	Seite 8
	Beilage zu Nr. 75
	[Seite 9]
	Seite 10
	Seite 11
	Seite 12







